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Beginn: 14:00 Uhr 

(Der Präsident tritt an das Redepult.) 

Präsident André Kuper: Sehr geehrten Damen und 
Herren Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren Gäste der Medien! Sehr ge-
ehrte Zuschauerinnen und Zuschauer an den Bild-
schirmen! Unwetter mit unglaublichen Regenmassen 
führten in unserem Land Mitte Juli zu einer Situation, 
die unvorstellbares Leid und unvorstellbare Verwüs-
tungen mit sich gebracht hat. Nicht nur verloren Men-
schen innerhalb weniger Stunden ihr Hab und Gut, 
viele Menschen verloren in dieser Katastrophe sogar 
ihr Leben. Familien verloren Angehörige, verloren 
das Liebste.  

Neben diesen menschlichen Opfern kam es zu Über-
schwemmungen, Unterspülungen, Deichbrüchen, 
zerstörten Straßen, Häusern, Betrieben, Gleisen, 
überlaufenden Talsperren, und es kam zu großen 
Problemen bei den Strom-, Trinkwasser-, Gas- und 
Telefonnetzen. 

Diese Unwetterkatastrophe verursachte in Teilen von 
Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz ein un-
fassbares Leid, und auch bei unseren Nachbarn in 
Belgien und in den Niederlanden sind immense 
Schäden zu beklagen. Heute, zu Beginn dieser Son-
derplenarsitzung, gedenken wir der Opfer. 

Bei der Unwetterkatastrophe in Nordrhein-Westfalen 
und in Rheinland-Pfalz sind mehr als 180 Menschen 
gestorben. Darunter waren allein 47 Personen aus 
unserem Bundesland. Wir fühlen mit den Familien, 
mit den Angehörigen und mit den Freunden und Be-
kannten der Verstorbenen; diese Schicksale bewe-
gen uns und treffen uns ins Mark. Die Bilder und die 
Berichte der Zerstörungen und Verwüstungen ma-
chen uns angesichts der Macht der Naturgewalten 
fassungslos.  

Besonders ist auch die Tatsache, dass sich unter 
den Todesopfern vier Feuerwehrleute befinden; sie 
starben, während sie anderen Menschen helfen woll-
ten. Diese Feuerwehrleute haben ihr Leben verloren, 
als sie das Leben anderer zu retten versuchten. 

Wie sich Schmerz und Leere anfühlen, die der Tod 
hinterlässt, kennt wohl ein jeder von uns. Wie es aber 
ist, wenn eine Flutwelle alles mit sich reißt und unter 
sich begräbt, können Außenstehende wohl kaum er-
messen. Dennoch sage ich Ihnen heute im Namen 
aller Abgeordneten: Unsere Herzen fühlen mit Ihnen. 
Wir sind Ihnen in der Trauer verbunden. Und ange-
sichts der Opfer, der Trauer und des Ausmaßes an 
Leid und Zerstörung werden der Landtag und die 
Landesregierung gemeinsam zu einem Gedenkakt 
einladen. 

Dass es nicht zu noch mehr Opfern gekommen ist 
und dass es nicht noch größere Schäden gab, ist den 
Feuerwehren, der Polizei, dem Katastrophenschutz 

und Hilfsorganisationen wie dem THW, dem DRK, 
den Maltesern, den Johannitern, der DLRG, dem 
ASB, der AWO, der Caritas und dem Paritätischen, 
aber auch unzähligen Landwirten, Handwerkern, 
Kommunalen sowie unserer Bundeswehr zu verdan-
ken. Sie alle haben Unglaubliches geleistet: Uner-
müdlich und bis zur Erschöpfung haben sie den 
Kampf gegen die Wassermassen aufgenommen, so-
dass viele Menschen in Sicherheit gebracht werden 
konnten. 

Es hat mich und es hat uns tief beeindruckt, was sich 
in den bald vier Wochen seit der Flutkatastrophe an 
ehrenamtlicher und hauptamtlicher Hilfe entwickelt 
hat. Alle arbeiten bis zur Erschöpfung, und zwar auch 
in dieser Stunde, in der wir hier zusammenkommen. 

Beteiligt sind aber nicht nur die haupt- und ehrenamt-
lichen Kräfte der Organisationen. Beeindruckend ist 
auch das Engagement der vielen Menschen aus 
ganz Nordrhein-Westfalen, aus Deutschland und 
darüber hinaus. Diese Menschen wollen einfach nur 
helfen, so auch aus meiner Heimatregion und aus 
den Heimatregionen vieler unserer Abgeordneten. 
Ohne ein großes Aufsehen darum zu machen, wur-
den sie tätig, sie wurden aktiv.  

Es wurden Helferportale ins Leben gerufen und 
Geld- und Sachspenden gesammelt. Vor allem 
wurde aber auch mit helfenden Händen vor Ort zur 
Schaufel gegriffen. Tausende Freiwillige wirken mit, 
Schutt und Sperrmüllberge abzutragen, Häuser zu 
entschlammen und zu entkernen und ein wenig Nor-
malität herzustellen, damit der Wiederaufbau begin-
nen kann. 

Diese Solidarität, diese Hilfe und diese großartige 
Unterstützung von allen Seiten hat mir, hat uns ge-
zeigt, dass das Miteinander in unserem Land, in un-
serer Gesellschaft und vor allem in Notsituationen 
groß ist. Das macht Mut und verringert vielleicht den 
Grad der Verzweiflung des Einzelnen. Dafür können 
wir alle nur dankbar sein. 

Stellvertretend für alle kann ich zur heutigen Plenar-
sitzung einige Repräsentanten der vorhin schon von 
mir genannten Organisationen auf der Besuchertri-
büne begrüßen. Ihnen gilt unser erster Dank, und 
Ihnen zollen wir unsere Hochachtung für Ihren Ein-
satz. 

(Anhaltender Beifall von allen Fraktionen, von 
der Regierungsbank und von Präsident André 
Kuper) 

Diesen Dank richte ich auch an unsere Nachbarn in 
Polen, die hier mit ihrem Generalkonsul und Doyen 
des Konsularischen Korps vertreten sind. Sie haben 
schnell technische Hilfe geleistet und an verschiede-
nen Stellen Geld gesammelt. Das alles ist gelebte 
Solidarität und zeigt, dass der europäische Gedanke 
auch und besonders von Mensch zu Mensch gerade 
in Krisenzeiten lebendig ist. 
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(Beifall von allen Fraktionen, von der Regie-
rungsbank und von Präsident André Kuper) 

Ferner ist es mir ein Anliegen, Ihnen mitzuteilen, 
dass uns etliche Briefe der Anteilnahme aus 
Deutschland, Europa und der Welt erreicht haben. 
Das alles zeigt: Die Betroffenheit und die Anteil-
nahme sind groß. 

Heute sind wir zur Unterrichtung der Landesregie-
rung durch den Ministerpräsidenten über die Folgen 
und Maßnahmen des Unwetters zu dieser Sondersit-
zung des Landtags zusammengekommen. Uns allen 
ist klar: Das ganze Ausmaß der Zerstörung wiegt 
schwer. Zehntausende Menschen sind betroffen. 
Ohne den Beratungen vorzugreifen, sage ich den 
Betroffenen im Namen aller Abgeordneten: Die Auf-
arbeitung der Ursachen und Folgen der Katastrophe 
hat bereits begonnen, und sie wird die Arbeit unseres 
Landtags begleiten. Mir ist bewusst, dass das keine 
leichte Aufgabe werden wird. Dieses Parlament wird 
jedoch an ihrer Seite stehen; Sie sind nicht allein. 

Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Ich bitte Sie, in einer Schweigeminute – 
coronakonform auf Ihren Plätzen – innezuhalten, um 
der Opfer der Flutkatastrophe vom Juli 2021 zu ge-
denken. In dieses Gedenken beziehen wir auch alle 
Opfer der aktuellen Brandkatastrophen in der Welt 
ein.  

(Gedenkminute) 

– Ich danke Ihnen. 

(Präsident André Kuper begibt sich zum Prä-
sidentenplatz.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Ich heiße Sie zu unserer 137. 
Sitzung des Landtags herzlich willkommen. Der Mi-
nisterpräsident des Landes Nordrhein-Westfalen hat 
gemäß Art. 38 Abs. 4 der Landesverfassung Nord-
rhein-Westfalen in Verbindung mit § 21 Abs. 2 unse-
rer Geschäftsordnung mit Schreiben vom 2. August 
2021 für die Landesregierung die Einberufung des 
Landtags zur heutigen Sitzung beantragt. Diesem 
Antrag habe ich am 2. August 2021 entsprochen. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung ist es meine traurige 
Pflicht, Ihnen mitzuteilen, dass der ehemalige Präsi-
dent des Landtags Nordrhein-Westfalen, Ulrich 
Schmidt, in der Nacht zu Donnerstag, den 29. Juli, im 
Alter von 79 Jahren verstorben ist. Mit Ulrich Schmidt 
verlieren wir in Nordrhein-Westfalen einen gradlini-
gen Demokraten und empathischen Sozialpolitiker, 
der über Parteigrenzen hinweg geschätzt und geach-
tet wurde und der die Politik unseres Landes über 
mehrere Jahrzehnte mitgeprägt hat.  

In verantwortungsvollen Ämtern hat er im Land Nord-
rhein-Westfalen beim Aufbau und bei der Ausgestal-
tung der parlamentarischen Demokratie mitgewirkt; 
unter anderem über fünf Jahre als Vizepräsident und 

schließlich zehn Jahre als Präsident des Landtags. 
Sein Wirken im Landtag war von unermüdlichem En-
gagement und großer Fairness geprägt. 

Der Landtag Nordrhein-Westfalen gedenkt Ulrich 
Schmidt in großer Dankbarkeit und spricht den An-
gehörigen und Hinterbliebenen sein Beileid aus.  

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, im Raum der 
Stille liegt ein Kondolenzbuch aus, um der Anteil-
nahme am Tod des früheren Präsidenten Ausdruck 
zu geben. Eine Gedenkfeier zu Ehren von Ulrich 
Schmidt wird in Absprache mit der Familie am 8. Ok-
tober hier im Landtag stattfinden.  

Ich rufe nun auf:  

1 Schnelle Soforthilfe, sicherer Wiederaufbau, 
kluge Vorsorge – Nordrhein-Westfalen steht in 
der Unwetterkatastrophe zusammen 

Unterrichtung 
durch die Landesregierung 

Der Chef der Staatskanzlei hat mit Schreiben vom 4. Au-
gust unter Bezugnahme auf das Schreiben des Mi-
nisterpräsidenten vom 2. August mitgeteilt, dass die 
Landesregierung beabsichtigt, den Landtag zu die-
sem Thema zu unterrichten.  

Die Unterrichtung durch die Landesregierung erfolgt 
durch Herrn Ministerpräsidenten Laschet. Ich erteile 
dem Ministerpräsidenten das Wort.  

Armin Laschet, Ministerpräsident: Sehr geehrter 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die 
Flut vom 14. und 15. Juli 2021 war vermutlich die 
größte Naturkatastrophe, die Nordrhein-Westfalen 
seit Bestehen unseres Landes getroffen hat. Ich 
muss Ihnen ehrlich sagen: Nach all dem, was ich in 
den letzten Wochen gesehen habe, bin ich noch im-
mer zutiefst erschüttert.  

Unzählige Menschen haben alles verloren. Mehr als 
180 Menschen in haben in Deutschland ihr Leben 
verloren, davon 47 in Nordrhein-Westfalen.  

Viele wurden von dem rasant steigenden Wasser 
überrascht. Manche haben noch versucht, etwas von 
ihrem Hab und Gut zu retten, und konnten sich dann 
selbst nicht mehr in Sicherheit bringen.  

Andere wurden auf der Straße von den Wassermas-
sen mitgerissen, darunter die vier Feuerwehrleute, 
die der Präsident erwähnt hat. Ich denke unter ande-
rem an Oliver Diehl aus Altena, dessen Beerdigung 
in diesen Minuten, um 14 Uhr, stattfindet und mit des-
sen Witwe ich gesprochen habe.  

Sie hat mir geschildert, dass es eine besondere Be-
lastung war, dass bis zum Wochenende die Bilder 
des Todes im Internet verfügbar waren. Ich habe 
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über das Wochenende bei Google und YouTube er-
reicht – Sie wissen, wie mühevoll das ist –, dass das 
Video seines Todes von diesen Seiten entfernt wird.  

Oliver Diehl wollte ein Vorbild sein. Er ist mehr als 
das; er ist ein Held. Er und seine drei Feuerwehrka-
meraden gaben ihr Leben, damit andere weiterleben 
können.  

Jedes der viel zu vielen Todesopfer hinterlässt Ange-
hörige, Familien und Freunde, einige auch kleine 
Kinder. Dieser Verlust ist unermesslich. In tiefer An-
teilnahme gedenken wir heute der Opfer der Kata-
strophe. Unsere Gedanken und Gebete sind bei 
ihnen und den Angehörigen.  

Unsere Verantwortung als Landtag und als Landes-
regierung gilt zugleich all jenen, die nun vor den 
Trümmern ihrer Existenz stehen. Ich habe seit der 
Flut viele der betroffenen Orte besucht und mit den 
Menschen dort gesprochen. Viele haben mir Han-
dyvideos von ihren Erlebnissen gezeigt. Wenn man 
heute dort ist, kann man sich gar nicht mehr vorstel-
len, wie es am 14. und 15. Juli noch aussah. Die 
Menschen wollen, dass diese Erinnerung bewahrt 
bleibt.  

In Erftstadt-Blessem hat mir ein Pferdebesitzer er-
zählt, wie er in den Fluten untergetaucht ist, um die 
Stalltüren zu öffnen, damit seine Pferde dem Wasser 
entfliehen konnten. Noch immer blicken viele Men-
schen in Blessem fassungslos auf den gigantischen 
Krater, der sich in ihrem Ort aufgetan hat.  

In Swisttal-Odendorf hat mir ein Familienvater ge-
schildert, wie er sich mit seinen Kindern vor dem ra-
sant steigenden Hochwasser auf das Dach des Hau-
ses gerettet hat und dort über Stunden ausharren 
musste, bis Rettungskräfte die Familie außer Gefahr 
bringen konnten. Diese Familie war gerade den 
Bomben des syrischen Bürgerkrieges entflohen. Nun 
will er zusammen mit dem Vermieter das Haus wie-
der aufbauen und dorthin zurückkehren.  

Ein türkischstämmiger Gastronom berichtete mir von der 
Zerstörung seines Lebenswerks. Über Jahre hatte er 
für sich und seiner Familie eine Existenz aufgebaut. 
Sein Imbiss war der Treffpunkt des gesamten Ortes. 
Alle, die drumherum standen, bestätigten dies mit 
großem Engagement. Als er mir die Situation schil-
derte, sind ihm die Worte weggeblieben, und er ist in 
Tränen ausgebrochen.  

In den betroffenen Orten wurden in den vergangenen 
dreieinhalb Wochen im wahrsten Sinne des Wortes 
Berge versetzt. Die Straßen wurden von Geröll und 
umgerissenen Bäumen befreit, zerstörte Autos wur-
den abtransportiert, zerstörte Möbel und Hausrat 
wurden aus Kellern, Wohnungen und Garagen getra-
gen und entsorgt. Innerhalb von weniger als dreiein-
halb Wochen wurden Hunderttausende Tonnen be-
seitigt. Vieles ist noch da.  

Wir haben bundesweit verabredet, auch mit der Mi-
nisterin, dass dieser Abfall auch in andere Bundes-
länder verbracht werden kann. Alleine können wir 
das mit unseren Deponien und Verbrennungsanla-
gen gar nicht leisten.  

Die Hilfsbereitschaft war atemberaubend. Tausende 
sind mit Generatoren, Frischwassertanks, Traktoren, 
mobilen Küchen oder einfach mit Schaufeln und Kaf-
fee aus ganz Deutschland in die Flutgebiete gefah-
ren. Manche sind dreieinhalb Wochen dortgeblieben 
und sind immer noch vor Ort.  

Unser Dank gilt deshalb den Tausenden Freiwilligen 
aus allen Teilen der Republik, den Landwirten und 
Bauunternehmen, die mit ihren Maschinen Wege 
freigeräumt und Müll abgefahren haben, den Hilfsor-
ganisationen, den Feuerwehren, dem THW und der 
Bundeswehr, deren Vertreter ich auch auf der Tri-
büne begrüße. Sie haben mit Geräten, die keine 
Kommunalverwaltung und kein Unternehmer hat, 
Wege freigeräumt, damit manche überhaupt von A 
nach B kommen konnten.  

Ich danke unseren europäischen Nachbarn. Polen, 
das uns geholfen hat, ist schon besonders erwähnt 
worden. Ich danke auch den unzähligen Spenderin-
nen und Spendern, die durch ihre Überweisungen 
auf unser Konto „NRW hilft“, eine Gemeinschaftsak-
tion des Landes mit allen Hilfsorganisationen, ein 
enormes Beispiel für Gemeinschaftssinn gegeben 
haben.  

Wer diesen Einsatz, dieses Zusammenstehen, diese 
Solidarität gesehen hat, der weiß: Wir können auch 
mehr. – In den letzten Jahren haben wir immer wie-
der gelesen, den Zusammenhang der Gesellschaft 
gebe es nicht mehr, er sei gefährdet. Hier kann man 
bis zur Minute sehen, welcher Zusammenhalt vor-
handen ist und welche Leistungen erbracht worden 
sind. 

(Beifall von allen Fraktionen) 

Unser aller Auftrag – der Landesregierung und des 
Landtags – ist es jetzt, zügig und entschlossen den 
Wiederaufbau voranzubringen.  

Wir als Landesregierung werden alles tun, was getan 
werden muss, um die zerstörten Orte wieder aufzu-
bauen und den Menschen in den Hochwassergebie-
ten eine Zukunft zu geben.  

Zur Überbrückung der allerersten Not – manche hat-
ten nichts mehr, nicht einmal eine Kreditkarte; gar 
nichts – haben wir die Soforthilfe in Höhe von 
300 Millionen Euro für Bürgerinnen und Bürger, für 
Unternehmen und Landwirte, für die betroffenen 
Kommunen ins Leben gerufen. Diese Gelder wurden 
schnell und unbürokratisch ausgezahlt.  

Das Formular sollte so einfach wie möglich sein: 
Name, Adresse, Kontonummer und – wenn erforder-
lich – Auszahlung in bar. Viele Kommunen haben 
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das auch gemacht. Wichtig war, dass anerkannt war, 
dass man wirklich berechtigt ist. Aber ein komplizier-
tes Prüfverfahren hätte viel zu lange gedauert. Jeder 
weiß, dass wir uns auf sein Wort verlassen.  

Die Städte und Gemeinden haben die Soforthilfen 
dann rasch überwiesen bzw. bar ausgezahlt. Die 
Auszahlungen dauern noch fort. Aber ganz klar ist 
natürlich auch: Diese Soforthilfe ist nur ein erster, 
kleiner Schritt. Sie dient dazu, die erste Not zu lin-
dern, Nahrungsmittel, Kleidung, das Nötigste wieder 
zu beschaffen. Aber der eigentliche Wiederaufbau 
hat gerade erst begonnen.  

Ich habe am Samstag und am Sonntag in mehreren 
Videokonferenzen mit allen Landräten, Bürgermeis-
tern und Bürgermeisterinnen der am stärksten be-
troffenen Kommunen gesprochen, und zwar jeweils 
individuell, weil die Probleme in den jeweiligen Kom-
munen sehr unterschiedlich sind.  

In Hagen und Altena sind die Probleme andere als in 
Bad Münstereifel, Kall und Schleiden. In Swisttal und 
Rheinbach sind es wieder andere Probleme, ebenso 
wie in Stolberg und Erftstadt – Sie kennen die Dis-
kussion um das Krankenhaus und vieles andere 
mehr. Die Stadt Stolberg habe ich auch gemeinsam 
mit dem Bundesfinanzminister besucht, um zu hören, 
was wir gemeinsam sehr schnell bewegen können. 

Gemeinsam mit Kommunalministerin Ina Scharren-
bach wollte ich an diesem Wochenende von den Ver-
antwortungsträgern vor Ort aus erster Hand erfah-
ren, welche weiteren Maßnahmen jetzt, in dieser 
neuen Phase nach Rettung, Bergung und Sicherung, 
erforderlich sind und wie die Landesregierung am 
besten helfen kann.  

Die Rückmeldungen waren eindeutig. Gemeinsam 
ist es gelungen, die ganz akuten Schäden zu besei-
tigen. Die Mitarbeiter des Krisenstabs haben in den 
letzten Wochen intensiv gearbeitet, um die Krise zu 
bewältigen. Aber die Aufgabe, die jetzt ansteht, wird 
diesen Landtag, mit Sicherheit auch noch den nächs-
ten Landtag und möglicherweise sogar noch den 
übernächsten Landtag beschäftigen. Es wird ein 
Jahrzehnt sein, in dem wir die Städte wieder in altem 
Glanz erstrahlen lassen können. 

Eine Bürgermeisterin sagte mir: Wir sehen die Schä-
den der Zerstörung; wir sehen aber nicht, was hinter 
den Türen und Wänden stattfindet. – Auch diese 
Schäden, die viele Menschen emotional erlitten ha-
ben, müssen wir in den Blick nehmen. Ina Scharren-
bach und ich haben in unserem Gespräch einen Ver-
antwortlichen für die psychosoziale Betreuung der 
Menschen hinzugezogen. Er ist besonders im Kreis 
Euskirchen aktiv, hat seine und die Hilfe seiner Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter aber dem ganzen Land 
angeboten. 

Fast überall konnten Strom- und Wasserversorgung 
wiederhergestellt werden. Die Aufräumarbeiten sind 

weit fortgeschritten; die Entsorgung von Müll und 
Schutt kommt voran. Gleichzeitig stehen wir aber 
noch vor großen Herausforderungen. Gerade im be-
sonders stark betroffenen Kreis Euskirchen gibt es 
viele Menschen, die aus Sicherheitsgründen oder 
weil das Haus schlicht nicht mehr da ist, vermutlich 
über Monate nicht in ihre Wohnungen zurückkehren 
können. Diese Menschen können wir nicht über 
solch eine lange Zeit auf bloße Massenunterkünfte 
verweisen. Auch hier gibt es viel Engagement von 
anderen Familien, die Menschen aufgenommen ha-
ben, aber ein Dauerzustand kann das nicht sein. 

Mehr als 200 Arzt- und Zahnarztpraxen sind durch 
das Hochwasser schwer getroffen. Gleiches gilt für 
über 50 Apotheken. Zahlreiche Krankenhäuser wur-
den beschädigt – ganz besonders das St.-Antonius-
Hospital in Eschweiler, das Marienhospital in Erfts-
tadt und das Klinikum in Leverkusen. 

Wir brauchen Übergangslösungen für Kitas und 
Schulen. Insgesamt wurden mehr als 150 Schulen 
beschädigt, davon mindestens acht so schwer, dass 
ohne Ausweichlösung nicht mal ein eingeschränkter 
Schulbetrieb möglich sein wird. Ich denke etwa an 
die Swistbachschule in Heimerzheim, und in vielen 
anderen Orten sieht es ähnlich aus. 

Über 200 Kitas sind von den Schäden betroffen. In 
Schleiden habe ich eine Kita besichtigt. Dort steht 
das Gebäude zwar noch, aber es ist Öl hineingeflos-
sen, welches wahrscheinlich nie mehr beseitigt wer-
den kann, sodass nun untersucht wird, ob das Ge-
bäude abgerissen werden muss. Wir tun alles, was in 
unserer Macht steht, um auch bei der Bildungsinfra-
struktur schnell und unbürokratisch zu helfen. 

Die Verkehrsinfrastruktur muss zügig wieder instand-
gesetzt werden, und auch die örtlichen Unternehmen 
brauchen schnell eine klare Zukunftsperspektive. Wir 
haben die Schäden schätzen lassen: Allein im Land 
Nordrhein-Westfalen belaufen sich die Gesamtschä-
den ersten Ermittlungen zufolge auf mehr als 13 Mil-
liarden Euro. Der gesamte Schaden im Osten betrug 
damals 6 Milliarden Euro. In Rheinland-Pfalz kommt 
wahrscheinlich noch eine ähnliche, wenn nicht sogar 
eine höhere Summe zustande, sodass wir zwischen 
20 bis 30 Milliarden Euro für den Fonds des Bundes 
brauchen. 

Diesen milliardenschweren Wiederaufbaupakt schnü-
ren wir gerade. In diesen Minuten findet eine Konfe-
renz des Chefs der Staatskanzlei in Vorbereitung für 
die Ministerpräsidentenkonferenz am morgigen Tag 
statt. 

Nichts und niemand kann die Verluste an Menschen-
leben wiedergutmachen. Aber mein Versprechen als 
Ministerpräsident und das Versprechen der Landes-
regierung lautet: Jeder Einzelne wird beim Wieder-
aufbau, beim Neuanfang auf die Solidarität unserer 
Gemeinschaft zählen können. Wir werden alles dafür 
tun, dass jede Stadt, jedes Dorf und jede Familie 
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nach dem Wiederaufbau wieder gut dastehen wird 
und optimistisch in die Zukunft sehen kann. 

Die Beispiele sind so zahlreich wie bedrückend. Ein 
junger Familienvater hat mir geschrieben; zusam-
men mit seiner Frau und seinem sechsjährigen Sohn 
hat er in Erftstadt-Blessem gewohnt. Sein Haus er-
langte traurige Berühmtheit, weil es unmittelbar an 
der Abbruchkante des Kraters stand. Es ist nicht 
mehr zu retten, und die Familie ist dankbar, mit dem 
Leben davongekommen zu sein. Eine Elementarver-
sicherung hat die Familie nicht; denn die Prämie 
wäre zu hoch gewesen. So steht die Familie nun vor 
dem finanziellen Ruin. Auch ihr wird mit diesem 
Fonds wie vielen Tausend anderen Familien gehol-
fen. 

In Schleiden und Stolberg habe ich mit den Unter-
nehmen gesprochen. Die Pappenfabrik Nierfeld ist 
einer der wichtigsten Arbeitgeber in Schleiden. 
Große Teile des Werks sind zerstört, und an der 
Frage, wie schnell der Wiederaufbau gelingt, ent-
scheidet sich die Existenz der Firma. Die Firma stellt 
ein Spezialprodukt her, das kein anderer kann, und 
der Abnehmer braucht das Produkt. Wenn der an-
dere findet, ist die Frage, ob er danach wieder zu 
dem ursprünglichen Kunden zurückkehrt. 

An diesem Beispiel erkennen wir: Das Ganze wird für 
die gesamte Arbeitsplatzsituation in bestimmten 
Städten über den heutigen Tag hinaus wirken. In 
Stolberg sind beispielsweise Aurubis, die Dalli-
Werke und Saint-Gobain – dort wurde kürzlich eine 
neue Glasproduktionswanne gebaut; 80 Millionen 
Euro allein für diese Anlage – niedergelassen. Es war 
ein großer Kampf der Stadt Stolberg, dass die Inves-
tition dort erfolgt und nicht irgendwo anders. Die ist 
jetzt zerstört, und wir wissen nicht, wie die Unterneh-
men entscheiden. Vielleicht sagen sie: Demnächst 
gehen wir an einen anderen Standort, an dem kein 
Fluss in der Nähe ist, der uns möglicherweise gefähr-
det. 

Daran erkennt man, dass es sich um ein sehr umfas-
sendes Problem handelt. Bei den Mitarbeitern in der 
Firma, die jetzt auch wieder arbeiten, ist zum Teil 
auch noch das eigene Zuhause zerstört. Die tragen 
in diesen Momenten also eine doppelte Last. Auch 
das müssen wir beim Wiederaufbau in den Blick neh-
men. 

Ich habe deshalb beim Bund durchgesetzt, dass die 
Insolvenzantragspflicht gerade für die Unternehmen, 
die von der Flut betroffen sind, ausgesetzt wird. Die 
Bundesregierung hat dies bereits beschlossen. Es 
muss jetzt durch ein Gesetz sehr schnell Rechtsklar-
heit geben, damit die Betreffenden keinen Insol-
venzantrag stellen müssen. 

Das betraf auch das Stadtkrankenhaus in Stolberg. 
Wenn nichts passiert wäre, wäre Insolvenz angemel-
det worden, und die Ärzte, die Fachkräfte wären ab-
gewandert. Manche – nicht in der Region, aber von 

außerhalb – werben bereits bei den Mitarbeitern mit 
lukrativen Verträgen, sodass sie woanders einen Ar-
beitsplatz finden können. Sie wissen, wie sehr woan-
ders zum Beispiel Pfleger gesucht werden. Hier müs-
sen wir schnell helfen, damit auch später die Kran-
kenhausinfrastruktur erhalten bleibt. 

Wir arbeiten mit Hochdruck daran, dass nach den 
Soforthilfen schon bald auch die Wiederaufbauhilfen 
bei den Menschen ankommen. Wenn jemand bereits 
wieder mit dem Wiederaufbau begonnen hat – auch 
das haben wir beim Bund klargestellt –, hat das keine 
Nachteile. Er wird auch rückwirkend die Hilfe bekom-
men.  

Morgen findet die Konferenz der Ministerpräsidentin-
nen und Ministerpräsidenten mit der Bundeskanzle-
rin statt. Aus allen Ländern wird Bereitschaft signali-
siert, diese 20 bis 30 Milliarden Euro aufzubringen. 
Was besonders bewegend war: Die ersten Minister-
präsidenten – übrigens parteiübergreifend –, die ge-
sagt haben, sie seien bereit, einen Anteil zu leisten, 
kamen aus Ostdeutschland. Es sind Milliarden, die 
Länder, die wie auch wir knappe Haushalte haben, 
aufzubringen haben. Deshalb sind wir dankbar für 
diese bundesweite Solidarität. 

(Beifall von allen Fraktionen) 

Wir brauchen auch ein zügiges parlamentarisches 
Verfahren mit Sondersitzungen von Bundestag und 
Bundesrat, damit – egal, wie Wahlen in der Zukunft 
ausgehen – das Gesetz verabschiedet wird und die 
Menschen die Zusage erhalten, dass diese Milliar-
den für die nächsten Jahre fließen werden. Ich 
denke, dass noch im August der Bundestag zusam-
menkommen kann. Und wir wählen das Verfahren 
nach der Flutkatastrophe 2013, als genau diese Fi-
nanzstruktur gewählt worden ist, die wir jetzt wählen. 

Wir müssen aber auch administrativ dafür sorgen, 
dass der Wiederaufbau rasch vorangeht. In man-
chen Bereichen, etwa beim Straßenbau, können wir 
auf bewährte Verfahren, Strukturen, auch auf be-
schleunigte Verfahren zurückgreifen. Wir werden 
auch hier Entfesselung brauchen, damit nicht so 
lange geplant wird wie üblicherweise, sondern damit 
das schneller geht, um wieder alles in Gang zu set-
zen.  

Doch der schnelle Wiederaufbau tausender privater 
Wohnungen und Häuser – das gab es in Nordrhein-
Westfalen seit dem Krieg nicht mehr. Deshalb wird 
die Landesregierung einen Beauftragten für den Wie-
deraufbau einsetzen, der die Betroffenen einerseits 
und die Verwaltung andererseits dabei unterstützen 
wird, Probleme zu lösen und einen schnellen Wieder-
aufbau zu ermöglichen. 

Ich bin sehr dankbar, dass ich dafür mit Dr. Fritz Jae-
ckel einen erfahrenen Praktiker gewinnen konnte, 
der in leitenden Funktionen an der Bewältigung der 
großen Hochwasserkatastrophen von 2002 und 
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2013 in Sachsen mitgewirkt hat und deswegen ge-
nau weiß, was alles noch an Fragen und Problemen 
auf uns zukommen wird. Er wird umgehend mit der 
Arbeit beginnen.  

Die IHK Nord Westfalen, deren Hauptgeschäftsfüh-
rer Fritz Jaeckel in Münster ist, hat uns ihre Mitwir-
kung bereits zugesagt. Und diese schnelle Antwort 
und das damit verbundene weitergehende Angebot 
der Unterstützung durch die Industrie- und Handels-
kammern in Nordrhein-Westfalen sind ein starkes 
Signal, dass auch die Wirtschaft in dieser Situation 
Verantwortung übernimmt. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Der Beauftrage wird bei der Ministerin für Heimat, 
Kommunales, Bauen und Gleichstellung angesie-
delt. Von hier aus sollen neben dem Wiederaufbau 
der kommunalen Infrastruktur auch der Aufbau der 
privaten Eigenheime vorangetrieben werden. Ich bin 
sicher, dass Fritz Jaeckel das nötige Tempo mit-
bringt, das wir vor dem vor uns liegenden Winter 
brauchen.  

Da ist auch mehr Kreativität gefragt als nur das Geld. 
Denn wir wissen alle: Handwerksunternehmer haben 
volle Auftragsbücher, haben zu wenig Fachkräfte, 
haben im Moment sogar Materialmangel. Und hier 
brauchen wir auch die Unterstützung aus anderen 
Ländern, nicht mit Geld, sondern mit Personal, so-
dass viele Fachkräfte mal für ein halbes Jahr hier 
herkommen. Auch da sind wir bereits überregional im 
Gespräch. 

Daneben müssen wir die weitergehenden Konse-
quenzen aus dieser Katastrophe für unseren Staat, 
Bund, Länder und Kommunen, ziehen. Wir müssen 
sorgfältig analysieren, an welchen Stellen unser 
Staat besser werden muss, um bei zukünftigen Un-
glücksfällen Menschen zu schützen und vermeid-
bare Schäden zu vermeiden. 

Wir brauchen zum Beispiel nicht nur an den großen 
Flüssen wie dem Rhein ein Hochwasserprognose-
system, sondern auch an den kleinen Flüssen. Um-
weltministerin Heinen-Esser hat deshalb bereits be-
gonnen, ein Prognosesystem entsprechend weiter-
zuentwickeln.  

Aber darüber hinaus muss auch Deutschland im Be-
reich des Katastrophenschutzes und der Alarmie-
rung besser werden. Ich habe daher Albrecht Bro-
emme, den langjährigen Präsidenten des THW, da-
rum gebeten, am Beispiel dieser Flut umgehend zu 
untersuchen, wie wir unsere Städte und Dörfer im 
Katastrophenfall noch besser schützen können. Er 
wird ebenfalls im Katastrophengebiet unterwegs 
sein. Ich bin ihm dankbar, dass er bereit ist, diese 
wichtige und verantwortungsvolle Aufgabe zu über-
nehmen. Ich habe mit seinem Einverständnis auch 
den Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsidenten 
der anderen vom Hochwasser betroffenen Bundes-

länder angeboten, dass Herr Broemme mit seiner 
langjährigen Erfahrung als THW-Chef auch die dor-
tige Situation analysiert.  

Der Schutz unserer Bürger ist die wichtigste Auf-
gabe. Und die, die das vor Ort leisten, sind die Kom-
munen. Auch das haben wir in dem Gespräch am 
Samstag gesehen. Da gibt es große Stadtverwaltun-
gen, aber auch sehr kleine. Bad Münstereifel hat 30 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die rund um die Uhr 
arbeiten, deren eigene Häuser auch zerstört sind, die 
Bürger erleben, die sagen: Wo seid ihr denn? Die 
Verwaltung ist nicht präsent.  

Ich habe das auch selbst erlebt. Und dann gibt es 
noch die Querdenker, die jetzt in diese Gebiete ge-
hen und die Leute auch noch aufwiegeln. Deshalb 
wollen wir auch personell diesen Kommunen mit 
mehr unterstützenden Händen zur Seite stehen. Al-
leine werden die das mit ihren wenigen Mitarbeitern, 
Ingenieuren und, und, und nicht schaffen. Wir wer-
den auch die Kommunen nicht alleine lassen, gerade 
in den kleinen Städten.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Dann werden wir bei der Klimaanpassung natürlich 
weitermachen müssen. In Stolberg ist beispielsweise 
die Idee, die Stadt hochwasserresilient zu machen. 
Denn das ist die nächste Frage: Wer baut denn wie-
der auf, wenn er damit rechnen muss, dass es in we-
nigen Jahren wieder passiert? Deshalb kann man an 
dem Beispiel zeigen, wie man eine Stadt auf den 
vom Menschen gemachten Klimawandel und seine 
Folgen einstellen kann.  

Wir müssen – heute ist der Bericht des Weltklimara-
tes gekommen – auch bei der Klimapolitik an dem 
Ziel, die Erderwärmung so niedrig wie möglich zu hal-
ten – deutlich unter 2 Grad, besser 1,5 Grad – auf 
allen Ebenen weiterarbeiten. Das ist eine Aufgabe, 
die über den Tag hinausgeht. Und das von uns be-
reits verabschiedete Klimaanpassungsgesetz – wir 
sind das erste deutsche Land, das sich auf diese 
Dinge auch per Gesetz vorbereitet – muss jetzt wei-
terbearbeitet werden. Regenrückhaltebecken, Über-
schwemmungsgebiete entlang von Bächen und 
Flüssen sowie deren Renaturierung erfordern eine 
Gemeinschaftsleistung. 

Wir wissen alle aus unserer kommunalen Erfahrung: 
Wenn das dann gebaut wird, sagen viele Bürger: 
Nein, das wollen wir nicht. Da sind wir gegen. Warum 
muss diese Fläche freigehalten werden? – Ohne 
Brüche wird das nicht gehen. Aber ich hoffe, dass die 
Erfahrung dieser Nacht vom 14. auf den 15. Juli jetzt 
auch dem Letzten bewusst gemacht hat: Selbst 
wenn Jahre nichts passiert, kann ein solcher Tag ein-
treten. Und auf einen solchen Tag muss man sich 
vorbereiten.  

Das alles gehört mit zur Modernisierung Deutsch-
lands. Wir müssen unsere Heimat besser schützen. 
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In diesen Tagen wird unser Land 75 Jahre alt. Wir 
haben schon zahlreiche Krisen, große Transformati-
onsprozesse gestaltet.  

Weil beeindruckende Solidarität und entschlossene 
Tatkraft zwei Grundfeste unseres Landes sind, bin 
ich sicher, dass wir auch das schaffen können. Am 
heutigen Tag stehen wir erst am Anfang. Diese Re-
gierung, die nächste Regierung, die übernächste Re-
gierung werden diese Aufgaben zu schultern haben. 
Je mehr wir das gemeinsam schaffen, desto mehr 
dient das den Menschen in Nordrhein-Westfalen. – 
Vielen Dank. 

(Anhaltender Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Minister-
präsident. – Ich eröffne die Aussprache und erteile 
als erstem Redner für die Fraktion der SPD dem 
Fraktionsvorsitzenden, Herrn Kutschaty, das Wort. 

Thomas Kutschaty*) (SPD): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die traumatischen 
Bilder dieser Flutkatastrophe in Nordrhein-Westfalen 
und anderen Regionen werden die Menschen in den 
betroffenen Gebieten noch lange verfolgen. Viele Be-
troffene berichten davon, dass sie nachts wach wer-
den, weil sie das Rauschen des Wassers nicht mehr 
aus dem Kopf kriegen und weil sie die Schreie ihrer 
Familienangehörigen und Nachbarn noch immer hö-
ren.  

Tief Bernd hat sich nicht nur mit seinen Wassermas-
sen tief in die Region eingegraben, Spuren hinterlas-
sen; nein, dieses Tief hat auch in den Seelen der 
Menschen in der ganzen Region Spuren hinterlas-
sen. Und es werden leider auch Narben bleiben. 

Als das Wasser wieder wegging, boten sich apoka-
lyptische Bilder. In Teilen von Nordrhein-Westfalen 
wurde nahezu die komplette Infrastruktur zerstört, 
Häuser und Straßen weggespült, Wasser- und 
Stromleitungen sind kaputt, Autobahnen gesperrt, 
Brücken und Bahngleise sind teilweise dem Erdbo-
den gleichgemacht worden. Autos wurden wie Spiel-
zeuge aufgetürmt. Von vielen Kitas, Schulen, Kran-
kenhäusern oder Rathäusern sind einfach nur Rui-
nen geblieben. Es wird viele Milliarden und viele 
Jahre kosten, das alles wiederherzustellen.  

Tausende unserer Mitbürgerinnen und Mitbürger ha-
ben aber nicht nur Hab und Gut in der Flut und in den 
Schlammmassen verloren, sie haben auch ihre Hau-
stiere verloren; Fotos oder Erinnerungsstücke, die 
niemand ersetzen oder wiederherstellen kann, sind 
weg, für immer verloren. 

Viele Menschen wurden verletzt, teilweise schwer. In 
der Flut sind mehr als 230 Menschen gestorben, die 
meisten davon in Deutschland, 47 davon in Nordrhein-
Westfalen. Vier der Verstorbenen waren Feuerwehr-

leute. Sie haben ihr Leben dabei verloren, anderen 
zu helfen, andere retten zu wollen. Ich bedanke mich 
bei den Männern und Frauen der Berufsfeuerwehren 
und der freiwilligen Feuerwehren für ihren mutigen 
und so gefährlichen Einsatz in diesen Tagen. Wir füh-
len mit ihnen beim Verlust und bei der Trauer um ihre 
Kameraden. 

(Beifall von allen Fraktionen) 

Allen Angehörigen der Verstorbenen möchte ich un-
ser aufrichtiges Beileid aussprechen für den Verlust, 
den sie erleiden mussten. Allen Verletzten wünschen 
wir gute Besserung. 

In den größten Katastrophen zeigen wir Menschen 
immer wieder, zu welchem Mitgefühl wir fähig sind: 
die Bereitschaft, füreinander einzustehen, zu helfen 
durch Spenden, vor Ort einfach mit anzupacken, auf-
zuräumen, Trost zu spenden, das gute Gefühl zu ge-
ben, dass ihr nicht allein seid und wir an eurer Seite 
stehen. Deswegen danke ich auch den Tausenden 
Helferinnen und Helfern von Feuerwehr und Kata-
strophenschutz, der Hilfsorganisationen und der 
Bundeswehr, den freiwilligen Bürgerinnen und Bür-
gern, den Landwirten, den Handwerkerinnen und 
Handwerkern. Das alles hat mich bei meinen Besu-
chen vor Ort tief bewegt, und ich bin froh, dass einige 
dieser tollen Menschen stellvertretend für viele Hilfs-
organisationen heute hier sind. Bitte geben Sie unse-
ren herzlichen Dank an all Ihre Mitstreiter weiter. 

(Beifall von allen Fraktionen und der Regie-
rungsbank) 

Als Justizminister besuchte ich damals fast jedes 
Jahr die Fachhochschule für Rechtspflege in Bad 
Münstereifel. Dabei habe ich die Erft als kleines, be-
schauliches Flüsschen wahrgenommen, das sich 
durch eine schöne historische Altstadt geschlängelt 
hat. Am 14. Juli wurde die Erft zu einem gefährlichen 
reißenden Fluss mit zerstörerischer Kraft. Nach die-
ser Flut habe ich Bad Münstereifel wieder besucht, 
und ich habe diese Stadt nicht wiedererkannt. 

Bei meinem Besuch habe ich die Künstlerin Gaby 
Kutz getroffen. Sie betreibt dort in einem Ladenlokal 
im Erdgeschoss ein Atelier. Viele von uns haben ihre 
Bilder gesehen, denn wenige Tage vor dieser Hoch-
wasserflut hatte sie hier im Landtag von Nordrhein-
Westfalen eine Ausstellung gehabt. Als ich sie be-
suchte, war sie gerade dabei, ihre Bilder von dem 
Dreck und dem Schlamm zu befreien und sie zu ret-
ten. Sie war voller Energie und Zuversicht, das zu 
schaffen. Das hat mich tief beeindruckt. 

Überall in Nordrhein-Westfalen haben die Menschen 
in den ersten Tagen versucht, das Chaos zu richten 
und einen Überblick der Schäden zu bekommen. Sie 
waren damit beschäftigt, das Nötigste für sich und 
ihre Familien zu organisieren. Das Nötigste war zu-
nächst ein Schlafplatz für die Nacht. Es gilt aber 
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auch, das Nötigste zum Leben zu organisieren. Ihr 
Zuhause gibt es nämlich nicht mehr. 

Noch immer leben Menschen in Notunterkünften. 
Der Müll wurde aufgetürmt, die Keller sind ausge-
pumpt, der größte Dreck ist aus den Häusern ge-
schafft worden. Aber wir sind uns sicherlich alle einig, 
dass das nur der Anfang ist. Jetzt gilt es, mit Tatkraft, 
Entschlossenheit und einer langfristigen Strategie 
den Wiederaufbau anzupacken. 

Ich danke allen politisch Verantwortlichen, die vor Ort 
gewesen sind. In Stolberg und in Schleiden zum Bei-
spiel sagte der Bundesfinanzminister: „Was man mit 
Geld in Ordnung bringen kann, das werden wir mit 
Geld in Ordnung bringen.“ Ich danke auch dem Mi-
nisterpräsidenten, der gesagt hat: Die Mittel dürfen in 
diesem Bereich nicht zu eng begrenzt sein. – Ich darf 
Ihnen sagen: Die SPD wird alles Erforderliche dazu 
beitragen und in diesem Hause mittragen, um nötige 
finanzielle Mittel schnell fließen lassen zu können. 

Wir haben Schäden in 178 Städten und Gemeinden 
zu verzeichnen. Die Schäden gehen in die Milliarden; 
es ist eher ein zweistelliger als ein einstelliger Milliar-
denbetrag. Allein die Schäden bei Bahnen und Stra-
ßen werden auf mehr als 2 Milliarden Euro geschätzt. 
Nicht jede Betroffene, jeder Betroffene hat eine Ver-
sicherung für solche Schäden. In vielen Bereichen 
war der Abschluss einer solchen Versicherung ge-
gen Elementarschäden überhaupt nicht möglich. 

Die Soforthilfe bis maximal 3.500 Euro hilft sicherlich 
fürs Erste und für das Nötigste, aber selbst die Be-
zahlung der Sachverständigenkosten damit zu de-
cken, wird kaum gelingen. Die Kernsanierung, die 
neue Heizung, neue Elektrik, eine völlig neue Aus-
stattung der Wohnung und nicht selten auch ein 
neues Auto bekommt man damit nicht bezahlt. Hier 
werden wir helfen müssen. 

Daher begrüße ich das, was bereits in den ersten 
Wochen auf den Weg gebracht worden ist. Bund und 
Land haben Soforthilfen beschlossen. Der Bund ver-
zichtet auf Kostenerstattung für die Arbeit von THW 
und Bundeswehr. Es wurden Steuererleichterungen 
geschaffen, und Unternehmen sollen davon befreit 
werden, Insolvenzanträge stellen zu müssen. Das 
sind sicherlich gute Vorschläge. 

Auf der morgigen Ministerpräsident*innenkonferenz 
gilt es, dafür Sorge zu tragen, dass das seit 2013 be-
stehende Sondervermögen „Aufbauhilfe“, an dem 
sich alle Länder und der Bund jeweils zur Hälfte be-
teiligen, umgewidmet und angepasst wird, damit die 
Mittel beim Wiederaufbau in Nordrhein-Westfalen 
verwendet werden können. 

Da auch in Zukunft wegen des Klimawandels die Ge-
fahr besteht, kleinere und größere Ereignisses dieser 
Art zu haben, sollten wir anstelle der Soforthilfericht-
linie in Nordrhein-Westfalen wie auf der EU-Ebene 

einen Solidaritätsfonds für schnelle und unbürokrati-
sche Hilfen bei solchen Katastrophen einführen. 

(Beifall von der SPD) 

Die Flut zeigt – und das hat der Ministerpräsident 
auch gerade gesagt –, dass wir beim Katastrophen-
schutz noch besser werden müssen. Die Flut zeigt 
auch, dass wir noch mehr für den Klimaschutz tun 
müssen – auch das haben Sie gerade gesagt, Herr 
Laschet. 

Leider aber hat diese Landesregierung den Klima-
schutzplan aus dem Jahr 2015 im vergangenen Jahr 
auslaufen lassen. Trotz der deutlich wahrnehmbaren 
Auswirkungen des Klimawandels wurde kein konse-
quentes Maßnahmenpaket vorgelegt. Eine gesetz-
lich notwendige Evaluation der Klimapolitik fehlt bis 
heute genauso wie das im Koalitionsvertrag ange-
kündigte Klimaschutzaudit. 

Das am 1. Juli von CDU und FDP beschlossene Kli-
maschutzgesetz formuliert nur Ziele, aber keine kon-
kreten Maßnahmen. Das ist zu wenig. Wenn wir es 
ernst meinen mit dem Klimaschutz, dann müssen wir 
gemeinsam noch deutlich mehr tun, meine Damen 
und Herren. 

(Beifall von der SPD) 

Mittlerweile fragen sich viele Menschen in unserem 
Land aber auch, ob in dieser Katastrophe alles richtig 
gemacht wurde. Auch zu unserer Verantwortung als 
Parlament gehört es, diese Frage zu stellen. Der Prä-
sident hat eingangs gesagt: Mit dieser Aufklärung ist 
schon begonnen worden. 

Selbstverständlich können bei einer solchen Kata-
strophe Fehler passieren. Bei 47 verstorbenen Men-
schen in Nordrhein-Westfalen müssen wir uns trotz-
dem fragen: Was hätte anders, was hätte besser lau-
fen müssen? Dabei drängen sich drei Fragen auf: 
War diese Katastrophe vorhersehbar? Hätte man 
den Krisenstab des Landes einberufen müssen? 
Gab es Versäumnisse beim Warnen? 

Der Innenminister wurde am 30.07. im „Morgenma-
gazin“ gefragt: Hätten Sie denn Todesopfer verhin-
dern können? Seine Antwort lautete: So eine Frage 
möchte ich nicht beantworten. Ich glaube, man kann 
sie auch gar nicht beantworten. – Und weiter: Wer ist 
an was schuld? Diese Spiele bringen ja nichts. – Herr 
Minister Reul, ich kann nur dringend davon abraten, 
solche Fragen als Spielchen abzutun. Wir müssen 
diese Frage beantworten. Das ist unsere Pflicht. Das 
sind wir den Opfern und den Angehörigen der Opfer 
schuldig. Die Bürgerinnen und Bürger erwarten auf 
diese Fragen zu Recht Antworten, auch von Ihnen. 

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
der AfD) 

Innenminister Reul sagte am 19.07. in einer Presse-
konferenz: 
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„Das Wesen von Katastrophen ist, dass sie nicht 
vorhersehbar sind. Das Wesen von Naturkata-
strophen ist es, dass sie erst recht nicht vorher-
sehbar sind.“ 

Der Meteorologe Jörg Kachelmann hat dem deutlich 
widersprochen. Das europäische Hochwasserwarn-
system EFAS hat schon am 9. und 10. Juli Alarm ge-
schlagen und vor dem verheerenden Hochwasserer-
eignis mit hoher Wahrscheinlichkeit von Über-
schwemmungen und Sturzfluten gewarnt. Bis zum 
14. Juli wurden vom europäischen Hochwasserwarn-
system mehr als 25 Meldungen für bestimmte Regi-
onen verschickt, auch für viele der kleineren Neben-
flüsse. Wem lagen diese Meldungen vor? Wie wur-
den diese Informationen ausgetauscht? 

Der Deutsche Wetterdienst hat bereits am 12. Juli zu-
nächst für die Eifel vor unwetterartigem Regen mit bis 
zu 200 l auf 1 m² über mehrere Stunden hinweg ge-
warnt. Einen Tag später, am 13.07., warnte der Deut-
sche Wetterdienst um 9:40 Uhr vor extremem Unwet-
ter. Die dpa machte dazu um 10:36 Uhr eine Mel-
dung. Darin heißt es: Infolge des Dauerregens sind 
unter anderem Hochwasser an Bächen und kleine-
ren Flüssen sowie Überflutungen von Straßen mög-
lich. Erdrutsche seien möglich. Die Meteorologen rie-
ten: Schließen Sie alle Fenster und Türen. – Die amt-
liche Unwetterwarnung der höchsten Warnstufe galt 
für große Teile unseres Landes. 

Um 11:36 Uhr folgt die Gefahrenmeldung über Mo-
WaS, dem Warnsystem des Bundesamtes für Bevöl-
kerungsschutz und Katastrophenhilfe. Am frühen 
Morgen des 14.07. hat der Deutsche Wetterdienst 
die amtliche Unwetterwarnung noch ausgeweitet. 
Die dpa berichtet um 7:58 Uhr: Für weite Teile des 
Landes gilt am Mittwoch sogar die höchste Warn-
stufe. 

Kachelmann-Wetter fasste die Frage nach der Vor-
hersehbarkeit wie folgt zusammen: 

„Bereits am Wochenende zuvor …“  

also am 11.7.,  

„deuteten die Wettermodelle eine Extremwetter-
lage mit sehr großen Regenmengen und Hoch-
wassergefahr um die Wochenmitte beziehungs-
weise am Mittwoch an.“ 

Ein Sturzfluthinweis von 15:00 Uhr lautet: In dieser 
Region besteht derzeit extreme Überflutungsgefahr 
durch Dauerregen. – Als betroffene Orte wurden ne-
ben einer Vielzahl weiterer unter anderem Bad 
Münstereifel, Stolberg und Erftstadt genannt. 

Die in all diesen Gemeinden bestehenden Gefahren 
wurden wie folgt sehr eindringlich beschrieben: Bä-
che sowie kleinere Flüsse können extrem anschwel-
len und starkes Hochwasser führen. Rekordwasser-
stände sind vereinzelt möglich. Besonders in tiefer 
gelegenen Regionen ist das Überschwemmen gan-

zer Ortschaften möglich. Keller können verbreitet 
volllaufen. Im Gebirge sind zudem Erdrutsche nicht 
ausgeschlossen. 

Die Meldung enthielt konkrete Warn- und Verhaltens-
hinweise für die Menschen: Halten Sie sich fern von 
kleinen Bächen und Flüssen. Suchen Sie höher ge-
legene Bereiche auf, wenn Wasserstände von Bä-
chen und Flüssen stark ansteigen. 

Die Katastrophe hatte sich angekündigt. Es war klar, 
dass das ein Ereignis würde, das Nordrhein-Westfa-
len flächendeckend betreffen würde. Hier ging es 
nicht mehr darum, dass an einem bestimmten Ort 
Keller überflutet werden oder ein bestimmter Bach 
über seine Ufer tritt. 

Menschen fragen sich: Warum war die Landesregie-
rung nicht alarmiert? Wieso soll diese landesweite 
Flut nicht vorhersehbar gewesen sein? – Diese Fra-
gen führen mich zum nächsten Punkt: Warum wurde 
bis heute nicht der Krisenstab des Landes einberu-
fen? 

Noch am Mittwochabend war Ministerpräsident La-
schet auf Wahlkampfterminen außerhalb Nordrhein-
Westfalens unterwegs. Warum hat er nicht seit Mitt-
woch die Fäden in die Hand genommen, den Krisen-
stab des Landes aktiviert und die Lage vor Ort ge-
führt?  

Für Katastrophen muss gesetzlich ein Krisenstab 
vorgehalten werden; dafür wurde in Nordrhein-West-
falen die Geschäftsordnung des Krisenstabes der 
Landesregierung geschaffen. Darin ist geregelt, 
wann der Krisenstab von wem einberufen werden 
kann und wie er aufgebaut ist. 

Es ist die Aufgabe des Ministerpräsidenten, diesen 
Krisenstab einzuberufen. Wann hat der Ministerprä-
sident die Entscheidung getroffen, dass der Krisen-
stab nicht aktiviert wird, aufgrund welcher Informatio-
nen, und wo war er da? 

Zusätzlich kann jeder von der Lage betroffene Fach-
minister die Einberufung vorschlagen. Hat ein Fach-
minister den Vorschlag gemacht? Wann wurde die 
Frage in welcher Form erörtert? Sollte sie erörtert 
worden seien: Warum hat man sich dagegen ent-
schieden? Die Umweltministerin konnte heute Mor-
gen im Umweltausschuss noch nicht einmal sagen, 
wann sie mit dem Ministerpräsidenten darüber über-
haupt gesprochen hat. 

Mir fehlt die Fantasie, welche Katastrophe in unse-
rem Land eintreten soll, damit der Krisenstab des 
Landes durch diese Landesregierung endlich mal 
einberufen wird. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Die immer wieder erwähnte Koordinierungsgruppe 
kann doch keinen Krisenstab ersetzen. Sie hat nach 
der Geschäftsordnung auch keine eigenen Entschei-
dungsbefugnisse, sondern ist vielmehr Teil des 



Landtag   09.08.2021 

Nordrhein-Westfalen 12 Plenarprotokoll 17/137 

 

Krisenstabs. In § 7 der Geschäftsordnung des Kri-
senstabes heißt es, dass diese Koordinierungs-
gruppe die Sitzung des Krisenstabes vorbereitet und 
die Rahmenbedingungen schafft, damit der Krisen-
stab gut arbeiten kann. Es ist die Rede vom inneren 
Dienst, von Lage und Dokumentation. Diese Koordi-
nierungsgruppe soll ein Lagebild erstellen, Arbeits-
aufträge des Krisenstabes nachhalten und Entschei-
dungen des Krisenstabes gerichtsfest dokumentie-
ren. 

Wieso wurde also im Innenministerium eine Koordi-
nierungsgruppe einberufen, aber nicht der Krisen-
stab? Welche Entscheidungen wurden dort denn von 
wem getroffen? Wann hat diese Koordinierungs-
gruppe getagt? Wer hat daran teilgenommen und wer 
die Sitzung in diesen schweren Stunden für unser 
Land geleitet? War das der Ministerpräsident oder 
der Innenminister oder der Staatssekretär? 

Ohne einen Krisenstab gibt es auch nicht den Funk-
tionsbereich „Bevölkerungsinformation und Medien-
arbeit“, dessen Aufgabe es ist, Bürgerinnen und Bür-
ger sowie die Medien über die Krise und deren wei-
teren Verlauf zu informieren sowie Handlungsanwei-
sungen zu kommunizieren. Wer hat denn diese wich-
tige Aufgabe wahrgenommen? Welche Informatio-
nen wurden von dieser Koordinierungsgruppe wann 
an die Bevölkerung und Medien herausgegeben? 

Das führt mich zu meiner dritten Frage: Warum hat 
die Landesregierung denn nicht landesweit gewarnt 
und informiert? – Der Innenminister stellt sich auf den 
Standpunkt, es sei nicht seine Aufgabe gewesen, die 
Bevölkerung zu warnen, sondern Aufgabe des Deut-
schen Wetterdienstes oder der Behörden vor Ort. 
Herr Reul, das ist schlichtweg falsch. Unter Ziffer 5 
des Warnerlasses des Ministeriums des Innern heißt 
es nämlich ganz klar: 

„Das für Inneres zuständige Ministerium kann an-
lassbezogen jederzeit bei Lagen, die landesweit 
relevante Auswirkungen hinsichtlich der Schäden 
und der Gefahrenabwehrmaßnahmen haben 
können, eine Warnung veranlassen.“ 

In Ziffer 4.3 des Warnerlasses heißt es: 

„Das für Inneres zuständige Ministerium entschei-
det über die Notwendigkeit einer überregionalen 
Warnung und leitet nach Feststellung der Erfor-
derlichkeit dieses deutschlandweiten Warnbe-
reichs die Warnmeldung an die Rundfunkanstal-
ten zur Ausstrahlung im Fernsehen weiter.“ 

Warum ist das nicht erfolgt? Wie hat die Landesre-
gierung in der Lageentwicklung die Information der 
Rundfunkanstalten verfolgt? Warum hat sie den 
Rundfunkanstalten auf der Grundlage der ihr zur Ver-
fügung stehenden rechtlichen Befugnis nicht den 
Hinweis gegeben oder sie angehalten, entspre-
chende Warnungen im Radio, im Fernsehen und 
über soziale Netzwerke zu veröffentlichen? 

War die Katastrophe also nicht doch vorhersehbar? 
Hätte nicht doch besser der Krisenstab einberufen 
werden sollen? Hätte es nicht doch einer vom Land 
herausgegebenen Meldung bedurft? 

Diese drei zentralen Fragen und weitere werden wir 
in diesem Parlament stellen und auf Antworten drän-
gen, notfalls mit allen einer Opposition zur Verfügung 
stehenden Mitteln. Das ist ein Versprechen an die 
Menschen, die selbst Opfer geworden sind oder An-
gehörige verloren haben, verletzt wurden oder vor 
Trümmern stehen, wo früher ihr Zuhause war. 

Damit aus der Wut der Menschen wieder Mut wird, 
muss das verlorene Vertrauen in die Fähigkeit des 
Staates, die Menschen vor solchen Katastrophen zu 
schützen, wiederhergestellt werden. – Herzlichen 
Dank. 

(Anhaltender Beifall von der SPD – Vereinzelt 
Beifall von den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr 
Kutschaty. – Für die CDU spricht nun ihr Fraktions-
vorsitzender Löttgen. 

Bodo Löttgen (CDU): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Von der Nacht des 14. Juli 
bis zum Freitag, dem 16. Juli, hat das durch Starkre-
gen verursachte Hochwasser nicht nur das Gesicht 
unseres Landes verändert; diese große Katastrophe 
hat mit brachialer Naturgewalt das Leben Hundert-
tausender Menschen verändert.  

Sie hat den Tod von 47 – wie ich gehört habe: seit 
heute 48 – Menschen, von Helfern und denjenigen, 
die auf Hilfe gehofft haben, verursacht, deren Ange-
hörigen ich im Namen der CDU-Fraktion und persön-
lich unser tief empfundenes Mitgefühl ausspreche. 

Diese Jahrhundertkatastrophe brachte und bringt im-
mer noch für diejenigen, die vor dem Wasser fliehen 
konnten, und für die, die ihr Hab und Gut verloren ha-
ben, unendliches Leid. Das Haus oder die Wohnung 
zu verlieren, die Sicherheit des Privaten, den 
Schutz- und Rückzugsort der Familie, ist eine der 
schlimmsten Erfahrungen, die man machen kann.  

Die Bilder und Gespräche der Menschen, die von 
Zerstörung und Verlust ihres Zuhauses schwer ge-
zeichnet sind, erinnern mich an meine Eltern und 
Großeltern, als vor mehr als 50 Jahren mein Eltern-
haus und die dazugehörigen Hofgebäude in der 
Nacht teils bis auf die Grundmauern niederbrannten. 
Am Morgen danach waren ihre Gesichter von Fas-
sungslosigkeit und der Wut über die eigene Hilflosig-
keit ebenso geprägt wie von der Dankbarkeit, dass 
wir alle überlebt hatten, für das Eingreifen der Feuer-
wehr und die unfassbare Hilfsbereitschaft der Nach-
barn. 
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Ich bin daher in den vergangenen Tagen wie so man-
che, die eine ähnliche Erfahrung wie meine Familie 
machen mussten, in Gedanken nahe bei all denjeni-
gen gewesen, die nun heute vor den Trümmern ihrer 
Existenz stehen.  

Wir sind aber nicht nur von einer Welle der Vernich-
tung getroffen worden, sondern auch dank einer nie 
da gewesenen Hilfsbereitschaft zusammengewach-
sen. Aus allen Teilen unseres Landes und weit darüber 
hinaus sind Freiwillige – ob jung, ob alt – in die be-
troffenen Regionen geeilt, fragten nicht lange und 
packten mit an. Gemeinsam mit Feuerwehren, Ret-
tungskräften, Hilfsorganisationen, Bundeswehr, Tech-
nischem Hilfswerk, Notfallseelsorgerinnen und -seel-
sorgern und vielen hilfsbereiten Landwirten haben 
sie ihre Mitbürgerinnen und Mitbürger in ihrer großen 
Not unterstützt. 

Für diese enormen Anstrengungen bedanke ich mich 
bei allen Helferinnen und Helfern, die, ohne zu fra-
gen, dazu beigetragen haben, Schlimmeres zu ver-
hindern. Es hätte fraglos ohne ihren selbstlosen Ein-
satz mancherorts schlimmer kommen können. 

Neben dieser großen Zahl von Helferinnen und Hel-
fern vor Ort möchte ich mich auch bei all denjenigen 
bedanken, die ihre Solidarität durch Spenden gezeigt 
haben und weiterhin zeigen. Wir dürfen mit Dankbar-
keit auf diese besondere Zeit schauen, in der die 
Menschen unseres Landes – verbunden durch 
selbstlosen Einsatz – zusammenstehen. 

Sieben Tage nach der Katastrophe konnte mit Veröf-
fentlichung des entsprechenden Erlasses durch das 
Innenministerium die gemeinsame Soforthilfe von 
Bund und Land ausgezahlt werden: Hilfe für die Men-
schen, Hilfe für gewerbliche Wirtschaft und freie Be-
rufe, Hilfe für Landwirte und land- und forstwirtschaft-
liche Betriebe und Hilfe für Kommunen. 

Nordrhein-Westfalen hat dafür 200 Millionen Euro 
zur Verfügung gestellt, die der Bund, falls notwendig, 
verdoppeln will. Stand 4. August waren davon bereits 
221 Millionen Euro an Privatleute, Unternehmen, 
Land- und Forstwirte sowie Kommunen ausgezahlt. 

Das Wichtigste, der eigentliche Wert dieser Sofort-
hilfe und der Solidarität durch Hilfe vor Ort sowie 
durch Spenden, sind jedoch der Mut, der zugespro-
chen wird, und die emotionale Zuwendung, die sig-
nalisieren, dass nach den Aufräumarbeiten jetzt der 
Wiederaufbau beginnt. Für diese Aufbauarbeiten 
stellen der Bund und die Bundesländer die notwen-
digen Geldmittel zur Verfügung. Ich vertraue auf die 
Zusagen der Bundesregierung und des Bundesfi-
nanzministers, der es so formuliert hat: „Was man mit 
Geld in Ordnung bringen kann, das werden wir mit 
Geld in Ordnung bringen.“ 

Darüber hinaus fordere ich den Deutschen Bundes-
tag auf, keine Zeit verstreichen zu lassen, wenn es 
darum geht, den Wiederaufbaufonds gesetzlich zu 

verankern. Wir sagen schon jetzt Danke an die nicht 
betroffenen Bundesländer, die ihre Unterstützung 
durch das gemeinsame Tragen der Hälfte der Ge-
samtlasten zugesagt haben.  

Die Soforthilfe ist nur ein erster – ein wichtiger, aber 
in der Wirkung zeitlich begrenzter – Schritt. Gemein-
sam mit Ministerpräsident Armin Laschet und der 
Landesregierung arbeiten wir daran, den möglichst 
nahtlosen und bruchfreien Übergang zum Wieder-
aufbau, zur schnellstmöglichen Reparatur und In-
standsetzung zu gewährleisten. Die Menschen, die 
Unternehmen und die Kommunen brauchen jetzt 
eine belastbare Perspektive. Die Verlässlichkeit und 
Schnelligkeit, mit der diese Landesregierung die So-
forthilfe angepackt und umgesetzt hat, wird es auch 
beim Wiederaufbau geben.  

Die Dimension der Schäden und ihrer Bewältigung 
ist gewaltig. 176 Städte und Gemeinden sind betrof-
fen. Geschäftsleute stehen vor den Trümmern ihrer 
Existenz. Unternehmen mussten die Produktion ein-
stellen. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ban-
gen um ihren Arbeitsplatz. Landwirte fragen sich, ob 
und wo sie weitermachen können. Nicht nur regio-
nale Lieferketten wurden jäh unterbrochen. Die Na-
turgewalt hat kommunale Infrastruktur weggerissen. 
Rathäuser, Schulen und Kitas, Straßen, Brücken, Au-
tobahnen und Schienenstrecken im Nah- und Fern-
verkehr, Strom-, Wasser-, Abwasser- und Kommuni-
kationsnetze und -strukturen sind massiv beschädigt.  

In kürzestmöglicher Zeit haben die Ministerinnen und 
Minister der Landesregierung gemeinsam mit den 
Kommunen und Versicherungen eine bereits ziem-
lich konkrete und belastbare Schadensabschätzung 
vorgenommen. Damit ist vielleicht die wichtigste 
Grundlage für die Gespräche mit dem Bund über die 
notwendige Verwaltungsvereinbarung geschaffen. 
Ebenso wichtig ist es vielleicht, dass parallel dazu 
schon an den Förderrichtlinien des Landes gearbei-
tet wird.  

Aber Geld alleine baut kein Haus, keine Schule, kei-
nen Kindergarten und kein Krankenhaus wieder auf. 
Die bereitgestellten Gelder allein nützen dem Be-
troffenen nichts, wenn daraus nicht schnell, wirksam 
und erkennbar Verlorenes wieder erneuert und Be-
schädigtes instand gesetzt wird. Blieben die gesetz-
lichen Vorgaben und der bürokratische Aufwand so, 
wie sie sind, würde der Handlungsspielraum für den 
Wiederaufbau auf kommunaler und auf Landes-
ebene durch die gesetzlichen Personal-, Sach- und 
Verfahrensstandards bestimmt. Es würde einfach zu 
lange dauern. 

Akzeptanz von Maßnahmen und Vertrauen in staat-
liches Handeln würden schwinden. Wenn für die Op-
fer der Flut nichts mehr so ist, wie es einmal war, 
dann dürfen meines Erachtens auch Politik und Ver-
waltung nicht so weitermachen wie bisher. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 
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Es braucht jetzt einen echten Aufbruch statt business 
as usual. Es braucht den Mut zum Verzicht auf Büro-
kratie, wo immer es möglich und rechtlich haltbar ist. 
Wir, die CDU-Fraktion, stehen für diesen Neustart – 
auch durch notwendige gesetzliche Änderungen zur 
Anwendung in den Hochwasserregionen – bereit. 
Denn es ist weder den Menschen, noch den Unter-
nehmen, weder den Landwirten, noch den Kommu-
nen zuzumuten, dass staatliche Hilfen, Kredite oder 
Versicherungsleistungen nur schleppend oder nach 
komplizierten und für sie unverständlichen Regeln 
gewährt werden. 

Für die CDU-Landtagsfraktion möchte ich Ihnen da-
her unsere Gedanken zu dieser Thematik in zehn 
Punkten darstellen. 

Erstens. Alle Genehmigungs- und Planungsverfah-
ren, die den Wiederaufbau nach der Flutkatastrophe 
verzögern könnten, müssen auf ihre Verzögerungs-
wirkung beim Wiederaufbau überprüft werden. So-
fern es sich um bundes- oder europarechtliche Re-
gelungen handelt, brauchen wir die Möglichkeit, da-
von in den betroffenen Regionen abzuweichen. Ent-
sprechende Initiativen müssen auf den jeweiligen 
Ebenen jetzt initiiert, formuliert und umsetzungsreif 
gemacht werden. Dazu zählen insbesondere Erleich-
terungen bei der Vergabe, die die Landesregierung 
Gott sei Dank schon auf den Weg gebracht hat. 

(Beifall von Matthias Goeken [CDU] und Chris-
tof Rasche [FDP]) 

Darüber hinaus sollte der Landtag Nordrhein-West-
falen so schnell wie möglich über Regelungen zur 
Beschleunigung des Wiederaufbaus beraten. Eine 
Experimentierklausel, die Kommunen und Land eine 
von Standards abweichende Aufgabenerledigung 
und Auftragsvergabe ermöglicht, sollte zumindest in 
Erwägung gezogen werden. 

Zweitens. Für temporäre Ersatzbauten, also Bauten 
in Container-, Modul-; Systembauweise – von mir 
aus auch im 3-D-Druck –, braucht es schnelle und 
schlanke Entscheidungswege. Wir plädieren dafür, 
dass die abschließende Entscheidung, welche tem-
poräre Planungs- und Baumaßnahme wie zu ergrei-
fen ist, grundsätzlich in den Räten und Kreistagen vor 
Ort gefällt wird.  

Drittens. Die Instandsetzung und falls notwendig der 
Neubau unabdingbar notwendiger Infrastruktur muss 
Priorität haben. Medizinische Versorgung, Strom, 
Trinkwasser, Abwasser- und Abfallentsorgung, Hei-
zung und funktionierende Telekommunikation sind 
lebensnotwendig und als erstes anzupacken. Dar-
über hinaus bedarf es einer koordinierten Prioritäten-
liste, in welcher Reihenfolge Schulen, Kindergärten, 
Feuerwehrhäuser und Verwaltungsgebäude, Stra-
ßen, Brücken und Schienenstrecken vor Ort primär 
zu reparieren bzw. neu zu errichten sind. Als wich-
tigste Voraussetzung dafür hat die Umweltministerin 
bereits eine Koordinierungsstelle Abfallentsorgung 

eingerichtet, damit diese Aufgaben überhaupt erle-
digt werden können. 

Viertens. Die Bereitstellung von Wohnraum für dieje-
nigen, deren Wohnungen und Häuser auf Dauer 
nicht mehr bewohnbar und verloren sind, hat Vor-
rang. Wo notwendig, sind geeignete ortsnahe Win-
terquartiere zu errichten. Dabei kann der Wiederauf-
bau von Wohnraum nicht warten, bis Schadensan-
sprüche von Versicherungen abschließend geprüft 
wurden. 

Fünftens. Wirtschaftsunternehmen, die für die Wert-
schöpfung vor Ort besonders relevant sind, muss zu-
erst geholfen werden. Die Existenz von Betrieben, 
die vor der Katastrophe wirtschaftlich gesund waren, 
muss durch angemessene finanzielle Unterstützung 
abgesichert werden. Mit Auszahlung der schnellen 
Soforthilfe und dem Aussetzen der Insolvenzrichtlinie 
können die ersten Tage überbrückt werden, aber als 
Nächstes müssen Möglichkeiten zur Entlastung der 
Betriebe von laufenden Kosten und für diejenigen, 
die keinen Geschäftsbetrieb oder keine Produktion 
mehr haben, alle Instrumente der Kurzarbeit genutzt 
werden können. 

Aus den Elementen Soforthilfe, Entlastung, Eigenka-
pitalzuführung und neuen zinsgünstigen Krediten, 
lassen sich Finanzierungskonzepte für den Weiter-
betrieb entwickeln, die dazu führen, dass kein Betrieb 
eine höhere Belastung hat als vor der Katastrophe. 

Sechstens. Das Land muss die Betroffenen finanziell 
unterstützen, die keinen ausreichenden Versiche-
rungsschutz haben. Wir werden und wollen – und 
das ist vielleicht auch gut so – uns an der Regelung 
und der Regulierung der Flutschäden 2002 und 2012 
orientieren.  

Es ist außerordentlich hilfreich, dass die Landesre-
gierung bereits am 16. Juli 2021 die 30 steuerlichen 
Unterstützungsmaßnahmen aus dem Katastrophen-
erlass in Kraft gesetzt hat und der Erlass am 23. Juli 
2021 auf Drängen Nordrhein-Westfalens auf 50 
Maßnahmen erweitert wurde, um Betroffene sowie 
Helferinnen und Helfer wirksam zu entlasten. 

Siebtens. Die Regulierung von Schäden durch die 
Versicherungen wird Zeit in Anspruch nehmen. Hier 
braucht es aus unserer Sicht den Zugang zu zins-
freien Krediten als Vorleistungen, die mit den Versi-
cherungssummen verrechnet werden können. 

Achtens. Die Förderbanken des Bundes und des 
Landes müssen Kredite für geschädigte Privatperso-
nen und für Unternehmen unbürokratisch, zinsgüns-
tig und mit möglichst hoher Haftungsfreistellung ver-
geben. Darüber hinaus ist es gut, dass die KfW und 
die NRW.BANK bereits erste günstige Finanzierungs-
möglichkeiten für geschädigte Privatleute, Kommu-
nen und Unternehmen an die Hand gegeben hat. 

Neuntens. Mit der nationalen Aufgabe des Wieder-
aufbaus muss eine nationale Anstrengung unserer 
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Industrie einhergehen. Es gilt, die benötigten Materi-
alien und Rohstoffe – vor allem Bauholz, Stahl und 
Bitumen sowie Kunststoffgranulat unter anderem zur 
Herstellung von Abwasserrohren – verfügbar zu ma-
chen, denn diese sind derzeit an vielen Orten teure 
Mangelware. 

Ich bin der Landesregierung und insbesondere dem 
Ministerpräsidenten dankbar, dass bereits auf allen 
Ebenen mit den Spitzenverbänden des Handwerks 
und der Industrie Gespräche darüber stattfinden, 
nicht nur diesen Mangel zu beheben, sondern zudem 
Gespräche über den Einsatz von Fachkräften aus 
anderen Bundesländern und vielleicht sogar aus an-
deren europäischen Ländern laufen. 

Zehntens. Wir unterstützen die Prüfung einer gesetz-
lichen Vorgabe, dass Eigentümer von Immobilien 
eine Elementarschadenversicherung abschließen 
müssen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, bei allen 
Maßnahmen, die Finanzmittel benötigen, ist beson-
ders die Klarheit wichtig, die der Ministerpräsident 
und der Finanzminister darüber geschaffen haben, 
dass analog zu den Regelungen aus 2013 ein Maß-
nahmenbeginn vor Antragstellung, also ein vorzeiti-
ger Maßnahmenbeginn, einer späteren Förderung 
nicht im Wege steht. 

Es ist verständlich, richtig und notwendig, dass Ant-
worten auf die Fragen nach den Ursachen und nach 
den Fehlern im System des Katastrophenschutzes 
eingefordert werden. Staatsanwaltschaften ermitteln 
auch in unserem Bundesland an unterschiedlichen 
Orten, und der Landtag wird sich mit diesen Ergeb-
nissen und mit der Expertise vieler Fachleute in den 
Ausschüssen und Plenarsitzungen der kommenden 
Woche befassen und Antworten geben. 

Auch mit Blick auf Ihre Ausführungen, sehr geehrter 
Herr Kutschaty, möchte ich den ehemaligen Bundes-
präsidenten Johannes Rau aus einer Rede, die er 
nach der Flutkatastrophe an der Elbe am 18. August 
2002 gehalten hat, zitieren: 

„Es ist sicher falsch, jetzt bestimmte Ursachen oder 
gar Schuldige für die Flutwelle benennen zu wol-
len. Wetter und Klima sind auch in früheren Jahr-
hunderten schwere Bedrohungen für die Men-
schen gewesen, und es hat schlimme Katastro-
phen gegeben. Wir müssen aber prüfen, welchen 
Anteil wir Menschen daran haben, dass es jetzt 
so schlimm kommen konnte. Was durch Men-
schen in den vergangenen Jahrzehnten verur-
sacht worden ist, müssen wir durch entschlosse-
nes politisches Handeln ändern.“ 

(Vereinzelt Beifall von der CDU – Beifall von 
Wolfgang Jörg [SPD]) 

Bevor Sie applaudieren – was berechtigt ist –: In der 
Bewertung des politischen Handelns ist allerdings 
auffällig, wer welche Unterschiede macht. In Rhein-

land-Pfalz ist das Hochwasser eine Naturkatastro-
phe. In Nordrhein-Westfalen ist das Hochwasser für 
einige eine vom Ministerpräsidenten zu verantwor-
tende Katastrophe. Wir haben uns angewöhnt, Per-
sönlichkeit nach Momenten und Charakter nach Se-
kundenschnipseln zu beurteilen. Es ist jedoch ganz 
gleich, ob diese Beurteilung in den sogenannten so-
zialen Netzwerken oder in unseren Medien ge-
schieht, denn demjenigen, der so beurteilt wird, wird 
das niemals auch nur im Geringsten gerecht. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Es ist offensichtlich en vogue, Menschen auf einen 
Augenblick zu reduzieren. Da werden Schuhe, die 
man trägt, für Meldungen wichtiger als das, was man 
sagt, und da ist die Position von Regenschirmen in 
einem Gespräch wichtiger als das, was besprochen 
wurde. Weil diese Pseudoprioritäten mit einem gera-
dezu missionarischen Eifer aufgeblasen werden, 
geht der Blick für das wirklich Wichtige allerdings ver-
loren. 

Jetzt stehen die Bedürfnisse, die Sorgen, die Nöte 
und die Ängste der vom Hochwasser betroffenen 
Menschen im Mittelpunkt. 

(Stefan Kämmerling [SPD]: Und deswegen 
lacht man nicht!) 

Von daher danke ich demjenigen, der mit dieser Un-
terrichtung heute Mittag genau dafür gesorgt hat. 
Danke, Armin Laschet! 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

In die Amtszeit von John F. Kennedy, fielen viele Kri-
sen; nicht zuletzt der Bau der Berliner Mauer vor 60 
Jahren, dem wir in diesen Wochen gedenken, und 
die Kubakrise. John F. Kennedy kannte sich mit Kri-
sen aus, und von daher ist es kein Zufall, dass er ein-
mal gesagt hat: 

 „Das Wort Krise setzt sich im Chinesischen aus 
zwei Schriftzeichen zusammen – das eine bedeu-
tet Gefahr und das andere Gelegenheit.“ 

Die aktuelle Gefahr ist gebannt, und wir nutzen die 
Gelegenheit und packen an. Der Wiederaufbau star-
tet jetzt. 

(Anhaltender Beifall von der CDU und der 
FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Löttgen. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht deren Fraktionsvorsitzende 
Verena Schäffer. 

Verena Schäffer*) (GRÜNE): Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Verwüstete Dörfer, völ-
lig zerstörte Häuser und Wassermassen, die Erinne-
rungsstücke wie Fotoalben oder Kuscheltiere weg-
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gerissen haben – die Flut vor vier Wochen war die 
größte Naturkatastrophe in der Geschichte des Lan-
des Nordrhein-Westfalen. Mehr als 180 Menschen in 
Deutschland haben ihr Leben verloren, in Rheinland-
Pfalz werden immer noch Menschen vermisst, und 
viele Menschen sind verletzt und traumatisiert. Dazu 
kommen diejenigen, die alles verloren haben. Die 
materiellen und vor allem die immateriellen Schäden 
sind enorm. 

Wir gedenken heute den Menschen, die ihr Leben in 
Nordrhein-Westfalen, aber auch bei unseren Nach-
barn in Rheinland-Pfalz und in Belgien verloren ha-
ben. Unsere Gedanken sind bei ihren Angehörigen, 
aber auch bei den Verletzten und allen, die ihr Hab 
und Gut verloren haben. 

Ich möchte mich dem Dank an die Einsatzkräfte von 
Feuerwehren und anerkannten Hilfsorganisationen, 
an das THW und an die Bundeswehr sowie die Poli-
zei, die alle unermüdlich vor Ort geholfen haben und 
helfen, anschließen. Mein Dank gilt natürlich ebenso 
allen spontanen Helferinnen und Helfern, denjeni-
gen, die Geld- und Sachmittel gespendet haben, und 
den Hotels, die Übernachtungsmöglichkeiten bereit-
gestellt haben. Vielen Dank dafür! 

(Beifall von den GRÜNEN, der CDU, der SPD, 
der FDP und von Markus Wagner [AfD]) 

Die Soforthilfen sind wichtig, um schnell und unkom-
pliziert zu helfen, doch 3.500 Euro sind nicht viel 
Geld, wenn man alles verloren hat und die Versiche-
rung nicht einspringt. Die Menschen brauchen des-
halb schnell Klarheit darüber, wann sie wie viel Un-
terstützung zu erwarten haben. Darüber hinaus ist 
wichtig, dass die Hilfe ankommt, und das gilt natürlich 
auch für unsere Kommunen. Die Beseitigung der 
Schäden an der öffentlichen Infrastruktur – an den 
Straßen und an Gebäuden wie beispielsweise den 
Rathäusern, Schulen und Kitas – wird uns über Jahre 
hinweg auch hier im Landtag von Nordrhein-Westfa-
len begleiten. 

Wir brauchen eine gemeinsame Kraftanstrengung 
von Bund und Land. Ich gehe davon aus, dass Minis-
terpräsident Armin Laschet bald auf uns zukommen 
wird, um das Parlament zeitnah zu beteiligen. Außer-
dem würde ich Sie bitten, mit dem Fraktionsvorsit-
zenden der Union im Bundestag zu sprechen. Die 
Grünen und auch die FDP fordern seit Längerem 
eine Sondersitzung des Deutschen Bundestags, und 
ich kann mich anschließen: Es wäre wichtig, dass 
diese Sitzung stattfindet und die CDU und SPD ihre 
Verweigerungshaltung im Bundestag dazu aufge-
ben. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich möchte an dieser Stelle auch noch einmal deut-
lich feststellen, dass die grüne Fraktion im Landtag 
selbstverständlich hinter den Menschen, den Kom-
munen und den Unternehmen steht und wir die 

Beschlüsse für die entsprechenden finanziellen Mit-
tel hier im Landtag selbstverständlich unterstützen 
werden. 

Die Menschen in den Hochwassergebieten brauchen 
Hilfe, um das Nötigste kaufen zu können und um eine 
Perspektive zu bekommen. Dafür sind diese Sofort-
hilfen wichtig. Um das Erlebte verarbeiten zu können, 
sind gerade die psychosozialen Angebote wichtig. 
Ich bin froh, dass die Traumaambulanzen der Land-
schaftsverbände für die Flutopfer offenstehen.  

Das Angebot des schulpsychologischen Dienstes ist 
unverzichtbar für die Kinder und Jugendlichen. Ich 
denke, wir können gar nicht richtig ermessen, was 
die Geschehnisse für die Kinder bedeutet, die zum 
Teil Schreckliches mitansehen und auch die Ver-
zweiflung und die Unsicherheit bei den Erwachse-
nen, bei ihren Eltern miterleben mussten.  

Wir als Politikerinnen und Politiker stehen in der Ver-
antwortung, für diese Hilfe zu sorgen, und zwar so-
wohl für finanzielle Soforthilfe als auch für psychoso-
ziale Angebote.  

Wir stehen aber auch in der Verantwortung, einen 
ehrlichen Blick zurück zu werfen und Abläufe aufzu-
arbeiten. Wir alle haben, denke ich, in den letzten Ta-
gen und Wochen viele Gespräche geführt. In einem 
Gespräch hat mir eine Betroffene aus Erftstadt die 
Frage mit auf den Weg gegeben, wie die Bevölke-
rung gewarnt wurde. Das ist einfach nicht passiert. 
Dass die Bevölkerung gewarnt wird und möglicher-
weise evakuiert werden kann, setzt voraus, dass die 
Behörden die Gefahr tatsächlich erkennen. Das ist 
offenbar nur unzureichend geschehen.  

Anders, als es der Innenminister darstellt, lagen vor 
dieser Hochwasserkatastrophe eindrückliche War-
nungen vor. Das Europäische Hochwasserwarnsys-
tem EFAS hat bereits ab dem 10. Juli die nationalen 
Behörden gewarnt. Am Montag, den 12. Juli, haben 
das Land Nordrhein-Westfalen und die Kommunen 
die Warnungen des Deutschen Wetterdienstes er-
halten.  

Im Innenausschuss konnte der Innenminister vor 
zwei Wochen nicht nachvollziehbar erläutern, warum 
es am 12. Juli innerhalb der Landesregierung, also 
insbesondere zwischen dem für Katastrophenschutz 
zuständigen Innenministerium und dem für den 
Hochwasserschutz zuständigen Umweltministerium 
vor dem Eintreten der Katastrophe und spätestens 
dann, als die Warnungen des Deutschen Wetter-
dienstes vorlagen, keinerlei Austausch gegeben hat.  

Ich meine, dass die Ministerien zu diesem Zeitpunkt 
viel zu besprechen gehabt hätten, zum Beispiel die 
Frage der Aufnahmekapazitäten der Talsperren be-
treffend.  

Aber es stellen sich noch weitere Fragen: Warum hat 
die Landesregierung die kreisfreien Städte und 
Kreise als untere Katastrophenschutzbehörden nicht 
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bei der Bewertung der Unwetterwarnung unterstützt 
und sie zum Handeln aufgefordert?  

Ich finde, dass sich das Innenministerium nicht aus 
der Verantwortung ziehen kann. Das Innenministe-
rium ist die Aufsichtsbehörde und hätte aus meiner 
Sicht diese Bewertung vornehmen und entspre-
chend auf die Städte und Kreise zugehen müssen.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Warum wurde die Bevölkerung nicht an allen Orten 
gewarnt? Wieso hat hier die Landesregierung keine 
Verantwortung übernommen und selbst gewarnt, ob-
wohl sie durch das BHKG, also durch unser Katastro-
phenschutzgesetz, und den Warnerlass die rechtli-
chen Möglichkeiten dazu hat? Warum sind die Kom-
munen nicht zum Handeln aufgefordert worden, als 
in anderen Kommunen bereits kleine Bäche zu rei-
ßenden Sturzfluten angewachsen sind? Warum ist 
kein Krisenstab der Landesregierung aktiviert wor-
den, obwohl wir ihn vorsehen?  

Die Menschen haben ein Recht darauf, zu erfahren, 
wo und warum Fehler gemacht wurden. Wir müssen 
aus dieser Katastrophe lernen und die richtigen Kon-
sequenzen ziehen, um den Katastrophenschutz für 
die Zukunft zu stärken.  

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Mir ist dabei eines wirklich sehr wichtig: Diese Kritik 
bezieht sich nicht auf die Einsatzkräfte. Ich bin den 
Angehörigen des Katastrophenschutzes sehr dank-
bar dafür, dass sie alles gegeben haben und es auch 
heute tun, um Menschenleben zu schützen und vor 
Ort Hilfe zu leisten.  

Aber diese Katastrophe, wie zuvor auch schon der 
Beginn der Coronapandemie, hat doch gezeigt, dass 
wir strukturelle Veränderungen im Katastrophen-
schutz brauchen. Analog zu den Brandschutzbedarf-
splänen brauchen wir Katastrophenschutzbedarfs-
pläne.  

Die Stadträte stimmen alle fünf Jahre über den 
Brandschutzbedarfsplan ab. Darin wird festgehalten, 
wann die Feuerwehr bei welchem Einsatzszenario in 
welcher Zeit mit wieviel Personal vor Ort sein muss. 
Das sind die Schutzziele. Sie legen damit den Bedarf 
an Personal und Technik fest. Das brauchen wir 
auch für den Katastrophenschutz, und zwar für un-
terschiedliche Szenarien vom Waldbrand über lang-
anhaltende Stromausfälle bis hin zum Hochwasser.  

Das Innenministerium muss in solchen Katastro-
phenfällen die Kommunen unterstützen können. Das 
Innenministerium muss auch Entscheidungen vorge-
ben können, wie etwa bei Evakuierungen. Es muss 
die Möglichkeit geben, dass das Innenministerium 
Zuständigkeiten an sich ziehen kann. Dafür brauchen 
wir mehr als nur eine Aufsichtsbehörde. Wir brauchen 
eine Katastrophenschutzbehörde auf Landesebene 

und eine eigene Katastrophenplanung. Und ganz 
wichtig ist: Wir brauchen die Verzahnung mit ande-
ren Landesbehörden wie im Falle von Hochwasser 
zwischen Umweltministerium und dem LANUV. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wir alle wissen, dass sich solche Katastrophenfälle 
nicht für Landesgrenzen interessieren. Deshalb müs-
sen wir für die Länder das Bundesamt für Bevölke-
rungsschutz und Katastrophenhilfe, das BBK, als 
Zentralstelle im Katastrophenfall umbauen. Es muss 
die Länder unterstützen dürfen, zum Beispiel beim 
Einsatz von Hubschraubern, und es muss den Ein-
satz und den Informationsfluss koordinieren.  

Es ist doch absurd, dass wir ein fachlich hervorra-
gend aufgestelltes Bundesamt haben, welches aber 
im Katastrophenfall nicht tätig werden darf. Hier müs-
sen endlich die Länder ihre Weigerungshaltung auf-
geben. Ich sehe hier auch die Landesregierung in der 
Pflicht, diese Veränderungen voranzutreiben, um 
den Katastrophenschutz insgesamt zu stärken.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Neben dem Katastrophenschutz muss die große 
Lehre aus dieser Naturkatastrophe doch sein, dass 
wir den Hochwasserschutz stärken; denn es wird 
aufgrund der Klimakrise immer häufiger zu Extrem-
wetterereignissen kommen. Wir werden Hochwasser 
und Überschwemmungen nie ganz verhindern kön-
nen, aber wir müssen Vorsorge beim Hochwasser-
schutz betreiben.  

Leider wurde in den letzten vier Jahren unter 
Schwarz-Gelb eine wichtige Chance vertan. Nord-
rhein-Westfalen könnte beim Hochwasserschutz be-
reits viel weiter sein.  

Damit Hochwasser nicht Wohnhäuser, Schulen und 
Vereinsheime überflutet, braucht es vor allem eines: 
Fläche. Das Wasser muss sich ausbreiten und versi-
ckern können. Doch statt Überschwemmungsge-
biete und flussnahe Flächen zu schützen, hat die Re-
gierung Laschet der Flächenversiegelung freien Lauf 
gelassen.  

(Ursula Heinen-Esser, Ministerin für Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz: Also!) 

Derzeit werden in Nordrhein-Westfalen etwa 22 ha 
Fläche pro Tag versiegelt. Es ist schön, Frau Minis-
terin Scharrenbach, dass Sie das 5-Hektar-Ziel noch 
im Herzen tragen, aber es bringt nichts, wenn Sie 
dieses Ziel, diesen Grundsatz aus dem Landesent-
wicklungsplan streichen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Nicht nur beim Zubetonieren von Fläche, sondern 
auch bei der Änderung des Landeswassergesetzes 
folgte die schwarz-gelbe Landesregierung ihrem 
Dogma der Entfesselung und hat die Bestimmungen 
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für die Überschwemmungsgebiete gelockert. Die Re-
gelung zum Schutz der Flächen, die dem Hochwas-
serschutz dienen, wurde gestrichen. Auch das Vor-
kaufsrecht des Landes von Flächen zugunsten der 
naturnahen Gewässerentwicklung wurde ersatzlos 
gestrichen. Damit wurde die Chance vertan, fluss-
nahe Flächen durch die öffentliche Hand aufzukau-
fen, und diese für die Hochwasserschutz zu nutzen.  

Das ist eine Schwächung des Hochwasserschutzes. 
Deshalb müssen solche Änderungen so schnell wie 
möglich wieder rückgängig gemacht werden. Unsere 
Stimmen dafür haben Sie.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wir erleben in diesem Sommer Hochwasser in Nord-
rhein-Westfalen und in Rheinland-Pfalz, und gleich-
zeitig brennen Wälder in Griechenland, in der Türkei 
und seit Wochen schon in Sibirien, wo der Perma-
frost taut und das bislang gebundene CO2 und Me-
than freigesetzt wird. Das klingt alles irgendwie nach 
Apokalypse in einem ziemlich schlechten Science-
Fiction-Film, aber es ist Realität.  

Der Klimawandel ist kein Unheil, das unsere Urenkel 
erst in ferner Zeit irgendwann betreffen wird, sondern 
die Klimakatastrophe ist heute längst Realität. Wir 
müssen deshalb Klimafolgenanpassung betreiben 
und unsere Städte widerstandsfähiger machen. Wir 
müssen auf Naturkatastrophen wie Hochwasser, 
Waldbrände und Dürren vorbereitet sein.  

Aber – das ist mir auch wichtig – die Klimafolgenan-
passung alleine reicht nicht aus. Wir erleben derzeit 
schon die Auswirkungen des Klimawandels bei einer 
Erderwärmung von 1,2 Grad im Vergleich zur vorin-
dustriellen Zeit. Die Klimakrise ist unumkehrbar. Das 
macht auch der heute vorgestellte erste Teilbericht 
des Weltklimarates in dramatischer Weise deutlich.  

Deshalb müssen wir alles daransetzen, die weitere 
Erwärmung auf das 1,5-Grad-Ziel zu begrenzen. Das 
bedeutet, dass Deutschland bis spätestens 2030 aus 
der Kohle aussteigen muss, dass die Windenergie 
ausgebaut werden muss anstatt sie auszubremsen, 
wie es diese Landesregierung tut, dass wir Solardä-
cher zum Standard in unseren Städten machen.  

(Beifall von den GRÜNEN und Josef Hoven-
jürgen [CDU]) 

Denn die Flutkatastrophe in unseren Städten, sei es 
in Hagen, in Erftstadt, im Kreis Euskirchen oder an 
vielen anderen Orten in Nordrhein-Westfalen, hat 
uns doch eines deutlich vor Augen geführt, nämlich 
dass Naturkatastrophen Menschenleben bedrohen 
und die Auswirkungen des Klimawandels unseren 
heutigen Wohlstand gefährden. 

Deshalb kann ich Aussagen wie „Weil jetzt ein sol-
cher Tag ist, verändert man nicht die Politik“ schlicht-
weg nicht nachvollziehen. Ich halte es für fahrlässig, 
ich halte es für unverantwortlich, wie man mit dem 

Erkenntnisgewinn über die Klimakatastrophe und 
den direkten Erfahrungen ihrer Auswirkung auf ein 
„Weiter so!“ setzen kann. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Ja, Herr Hovenjürgen, da kann man den Kopf schüt-
teln. Aber wir erleben gerade in diesem Sommer die 
Auswirkungen der Klimakatastrophe. 

(Zuruf von Dr. Christian Blex [AfD]) 

Wenn man jetzt darauf setzt, einfach weiterzuma-
chen, dann ist auch klar, dass es so weitergehen 
wird. Die Erderwärmung wird weiter steigen, und das 
wird weitere Katastrophen zur Folge haben. Der Kli-
mawandel ist unumkehrbar. Es sind schon 1,2 Grad Er-
derwärmung passiert, und wenn wir nicht gegensteu-
ern, dann haben wir tatsächlich ein Riesenproblem. 
Das muss man doch spätestens jetzt endlich einse-
hen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Deshalb muss alles dafür getan werden, die Klima-
krise zu bekämpfen, unsere Städte auf die Folgen 
des Klimawandels vorzubereiten und auch unseren 
Katastrophenschutz zu stärken. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Schäffer. – Für die FDP-Fraktion 
spricht deren Fraktionsvorsitzender Kollege Rasche. 

Christof Rasche (FDP): Frau Präsidentin! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Zunächst herzlichen Dank an 
Ministerpräsident Armin Laschet, der eindrucksvoll 
aus seinen Gesprächen heraus die katastrophale Si-
tuation vor Ort beschrieben hat. Richtig sind seine 
Zusagen für eine sehr umfangreiche Hilfe, richtig ist 
die Forderung nach Sondersitzungen von Bundesrat 
und Bundestag, und richtig ist auch das System ei-
nes NRW-Beauftragten, sicherlich verbunden mit ei-
nem Stab – denn allein wird er diese ganze Arbeit 
nicht bewältigen können –, damit wir effizient beim 
Wiederaufbau und bei vielen anderen Fragen helfen 
können. Nochmals herzlichen Dank dafür! 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Lieber Herr Kutschaty, in vielen Bereichen teile ich 
die Aussagen in Ihrer Rede, doch bei einem Punkt 
habe ich ein Problem. Es ist richtig, dass wir all die 
Vorfälle aufarbeiten, wir feststellen, wo womöglich 
Fehler passiert sind, sowohl in Rheinland-Pfalz unter 
Malu Dreyer als auch in Nordrhein-Westfalen. Aber 
in einer Katastrophe, bei der man an das Ende seiner 
eigenen Kräfte kommt – das gilt für Institutionen und 
für Personen –, muss man sich auf das Allerwich-
tigste konzentrieren, was den Zeitpunkt der Priorität 
von Arbeit betrifft. 
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Jetzt ist absolut der Zeitpunkt zum Helfen, für nichts 
anderes. Das betrifft uns alle. Das betrifft auch die 
Ministerien. Die können 24 Stunden arbeiten und 
schaffen nicht einmal dieses eine Thema: Wo kann 
ich wie am besten helfen? Das bekommen die in 24 
Stunden nicht bearbeitet. Wenn wir geholfen haben, 
dann, lieber Herr Kutschaty, kommt die Zeit der Auf-
arbeitung, aber auf diese Reihenfolge, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, legen wir Wert. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Wir haben eine unvorstellbare Katastrophe erlebt. 
Sie alle haben das schon beschrieben. Aus kleinen 
Bächen oder aus Wasserrinnen wurden reißende 
Flüsse, Straßen und Häuser wurden zerstört. Es gab 
keinen Strom, keinen Empfang, kein sauberes Was-
ser. Viele Familien haben das Wichtigste, was sie ha-
ben, ihr Zuhause, verloren. Es gibt unglaublich viele 
einzelne Schicksale. 

Die Bilder, die wir in der „heute“-Sendung oder in der 
„Tagesschau“ gesehen haben, können wir sonst nur 
aus Ländern – in Syrien oder anderswo –, wo Krieg 
herrscht. Bei uns herrscht kein Krieg, aber die Bilder 
waren identisch. Das hat einmal mehr die Katastro-
phe belegt. 47 Menschen haben ihr Leben verloren. 
Unglaubliche Not und unglaubliches Leid haben die 
gesamten Familien und Dörfer und Städte erlitten. 

Auf der anderen Seite – das haben auch alle Kolle-
ginnen und Kollegen gesagt – haben wir eine un-
glaubliche Hilfsbereitschaft erlebt mit Spenden, aber 
auch mit einem Anpacken von fantastischen Men-
schen in Nordrhein-Westfalen. Nordrhein-Westfalen 
hat fantastische Menschen, und die haben ange-
packt – privat, ehrenamtlich. Darüber hinaus haben 
natürlich auch Feuerwehr, THW und die ganzen 
Hilfsorganisationen ohne Ende und mit einer un-
glaublichen Kraftanstrengung gearbeitet, teilweise 
bis zu 23.000 Hilfskräfte allein an einem Tag, also ein 
unglaublicher Kraftakt. 

Was muss es auch emotional zum Beispiel für die 
Kameraden der Feuerwehr bedeuten, wenn sie mög-
licherweise in diesem Katastrophengebiet frisch an-
gekommen sind und dann beim Einsatz die Nachricht 
bekommen, dass ein Feuerwehrmann, ein Kamerad 
gestorben ist? Wie kann man sich da noch motivie-
ren, weiterzuarbeiten? Und dann bekommt man we-
nige Zeit später – so ist es ja gewesen – die Nach-
richt von einem zweiten Feuerwehrmann, der gestor-
ben ist. Also, ein vorbildliches Engagement aller Or-
ganisationen, ein Kraftakt, den man gar nicht hoch 
genug bewerten kann. Herzlichen Dank an alle, die 
daran beteiligt waren und sind! 

(Beifall von der FDP und der CDU – Vereinzelt 
Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Der Katastrophenschutz in Nordrhein-Westfalen be-
sitzt – das haben wir gesehen – eine hohe Leistungs-
fähigkeit, muss aber natürlich – wie alles andere 

auch – ständig fortentwickelt werden, um das Niveau 
zu halten, und er muss sich auch neuen Herausfor-
derungen stellen. Das ist ein Prozess, den hat es im-
mer gegeben, den gibt es auch heute, und den gibt 
es auch in Zukunft. 

Bodo Löttgen hat einen Bundespräsidenten zitiert. In 
meinem Redemanuskript steht auch ein Zitat eines 
Bundespräsidenten, und auch der kommt von der 
SPD und amtiert noch. Bundespräsident Steinmeier 
hat sehr zutreffend gesagt: 

„Das Wasser geht zurück. Das ganze Ausmaß 
der Katastrophe wird erst jetzt sichtbar. Vielleicht 
werden die furchtbaren Bilder der Flut schon in ei-
nigen Tagen nicht mehr die Nachrichten beherr-
schen; aber gerade dann werden die Menschen 
in den Überschwemmungsgebieten auf unsere 
fortgesetzte Unterstützung angewiesen sein. Ent-
täuschen wir ihre Hoffnung nicht!" 

(Beifall von der FDP, der CDU und Mehrdad 
Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Ich fand es eine eindrucksvolle Aussage von Herrn 
Steinmeier. Deswegen habe ich – natürlich völlig un-
abhängig von der Parteizugehörigkeit – sehr gern 
dieses Zitat hier verwendet. 

Natur- und Klimaereignisse stellen uns vor beson-
dere Herausforderungen. Es kann Hochwasser sein, 
es kann aber auch Dürre sein, es können Stürme 
sein, es können Waldbrände sein, es können Erdbe-
ben sein. Das kann dazu führen, dass gefährliche bi-
ologische, chemische oder radioaktive Stoffe freige-
setzt werden. Es kann bis zu Ausfällen kritischer Inf-
rastruktur wie Strom, Gas, Wasser, Kommunikati-
onseinrichtungen sowie Cyberangriffen und Terror-
anschlägen gehen. 

Es gibt extrem vielfältige Herausforderungen und Ri-
siken, denen sich die Gesellschaft mit all ihren Akt-
euren – dazu gehören wir in diesem Hohen Haus 
auch – stellen muss. Das ist eine zentrale Aufgabe 
für uns alle, die uns jetzt noch einmal mehr bewusst 
wird als vor einigen Wochen und Monaten. 

Der Austausch über die Risiken und Maßnahmen 
muss auf allen Ebenen erfolgen. Der Katastrophen-
schutz ist bei den Ländern angesiedelt, 16 Länder, 
323 Kreise, 117 kreisfreie Städte, allein 54 Kreise in 
Nordrhein-Westfalen plus die kreisfreien Städte. Da 
müssen wir uns in diesen Tagen, Wochen und Mo-
naten gemeinsam austauschen, wie die Sache zu 
bewerten ist, wie man Risiken einschätzt, welche 
Maßnahmen gezogen haben und welche nicht und 
welche Ideen es gibt, damit wir noch besser werden. 

Wir benötigen regionale Abstimmungen, weil die Si-
tuation in jedem Tal, in jeder Region unterschiedlich 
ist, wir brauchen aber auch bundeslandübergrei-
fende Abstimmungen wie zum Beispiel zwischen 
Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen, und wir 
brauchen auch in solchen Katastrophenfällen inter-
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nationale Abstimmungen, zum Beispiel zu unseren 
Nachbarländern Niederlande und Belgien. 

Das Risikomanagement gehört in ganz Deutschland 
und natürlich auch in Nordrhein-Westfalen und 
Rheinland-Pfalz auf den Prüfstand: Risikoanalysen, 
Maßnahmen, Strategien.  

Politik, Behörden, Betreiber kritischer Infrastrukturen, 
Blaulicht- und Hilfsorganisationen müssen sich über 
bestehende Risiken und Strategien austauschen. Es 
geht um zielorientierte, effiziente Zusammenarbeit.  

Auch die Zusammenarbeit von staatlichen und nicht-
staatlichen Akteuren muss bewertet werden.  

Und Fehler, die unter Garantie gemacht worden sind – 
gerade bei dieser Katastrophe – müssen behoben 
werden.  

Die Zusammenarbeit muss verbessert, in manchen 
Bereichen überhaupt erst ermöglicht werden.  

Regionale Unterschiede, oft geografisch begründet, 
müssen berücksichtigt werden, insbesondere in Zu-
sammenarbeit mit den Kommunen vor Ort, denn die 
wissen am besten, wie es in ihren Gemeinden und 
Städten aussieht. Das können wir vom grünen Tisch 
hier in Düsseldorf oder erst recht nicht von Berlin aus 
lösen. Das ist ein Zusammenspiel der Kräfte hier in 
Düsseldorf, in Berlin, aber vor allem vor Ort in den 
Städten und Gemeinden. 

Wir müssen die Bevölkerung sensibilisieren und vor-
bereiten. Das hat man die letzten Jahre und Jahr-
zehnte versäumt, völlig unabhängig von der Partei-
farbe. Wir müssen die Warnprozesse überprüfen. 
Wenn die Sirene losgeht, wissen die Leute nicht 
mehr genau: Was hat die Sirene zu bedeuten?  

(Stefan Kämmerling [SPD]: Dann muss man 
sie aber anmachen!) 

Wir müssen Warn-Apps nutzen. Wir müssen lokale 
Radiosender nutzen. Es gibt viele Ideen. Die müssen 
wir erst einmal sammeln, bewerten, mit allen Fach-
leuten besprechen, also keine Schnellschüsse. Nach 
einer Bewertung und Abwägung müssen wir die rich-
tigen Instrumente nutzen. 

Wir müssen das Ehrenamt stärken. Wir sehen ge-
rade in dieser Katastrophe, wie unglaublich wichtig 
das Ehrenamt in Nordrhein-Westfalen, in Deutsch-
land ist. Und da geht es mit Blick auf die Zukunft ins-
besondere um die Jugend. Wir müssen Jugendliche 
für das Ehrenamt gewinnen, ihren Einsatz belohnen, 
Anreize schaffen, gerade zum Beispiel bei den Hilfs-
organisationen oder bei der Feuerwehr, wo die Pan-
demie in den letzten Monaten dazu geführt hat, dass 
die Jugendarbeit eingestellt wurde. Die waren vor 
Jahren bei der Feuerwehr aktiv, jahrelang. Plötzlich 
dürfen sie da zwei Jahre lang nicht mehr hin. Da geht 
viel verloren. Dieses Engagement müssen wir zu-
rückgewinnen. Wir müssen diese Leute wieder ein-
binden. Das ist unglaublich wichtig.  

In vielen Bereichen müssen wir auch die Leitstellen 
vor Ort in personeller Hinsicht verstärken.  

Wir müssen aber auch über aktuelle Strukturen in al-
len Bundesländern und auch bei uns in Nordrhein-
Westfalen nachdenken. Frau Schäffer hat gerade 
von einem Landeszentrum für Bevölkerungs- und 
Katastrophenschutz gesprochen, das eine koordinie-
rende Aufgabe übernimmt. So etwas gibt es in ande-
ren Ländern. Da gibt es bei uns keine Denkverbote. 
Wir wollen aber darüber reden. Wir wollen das heute 
nicht fordern und sagen: Das ist der einzig richtige 
Weg. – Lasst uns doch gemeinsam darüber reden 
und überlegen, wie wir besser werden können. 

Auch was den Einsatz eines Krisenstabes oder einer 
Koordinierungsgruppe im Krisenstab angeht: Die Be-
völkerung draußen versteht gar nicht, was tatsäch-
lich der Unterschied ist. Darüber reden nur wir. Das 
ist wie eine Blase. Die Leute fragen sich: Haben die 
nichts Besseres zu tun? Aber wenn wir einen Krisen-
stab haben, dann geht es natürlich auch darum: 
Wann wird er eingesetzt und wann nicht? Und auch 
darüber müssen wir uns unterhalten.  

Es geht auch um regionale Katastrophenschutz-
pläne. Die müssen wir vorantreiben, insbesondere in 
der Kommunikation mit den kommunalen Spitzen-
verbänden und mit den Kommunen.  

Wir müssen noch besser werden beim Thema „Frei-
willigenliste und Freiwilligenbereitschaft“. Es gibt un-
glaublich viele Spezialfirmen – der Ministerpräsident 
hat es gesagt – in Nordrhein-Westfalen und in 
Deutschland, die wir zielorientiert und effektiv einset-
zen können. Aber damit uns das noch besser gelingt, 
müssen wir auf den nächsten Katastrophenfall noch 
besser vorbereitet sein. Die haben solche Spezial-
fahrzeuge und Profis, die sie bedienen können, die 
es bei anderen Organisationen vielleicht so nicht gibt. 

Eine Organisation möchte ich noch mal nennen, weil 
da einige Fragen aufgetaucht sind. Gerade die 
DLRG hat in dieser Katastrophe gezeigt, wie wichtig 
diese Organisation ist. Sie haben nämlich Boote, die 
auf diesen reißenden Flüssen noch fahren konnten; 
andere Organisationen hatten die nicht. Jetzt wurde 
mir von Teilen der DLRG mitgeteilt, dass sie struktu-
rell nicht so gefördert werden wie andere Hilfsorgani-
sationen, mit denen sie vergleichbar sind. Falls das 
so ist, müssen wir das gemeinsam schleunigst än-
dern, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Vereinzelt 
Beifall von den Grünen) 

Das nächste Starkregenereignis wird kommen. Kei-
ner weiß genau, wo, keiner weiß genau, wann. Wir 
müssen uns so gut vorbereiten, wie es nur geht. Des-
wegen möchte ich zum Schluss noch drei Punkte 
nennen. 

Erster Punkt: Klimaschutz. Darüber haben wir heute 
schon einige Male geredet. Den werden wir voran-
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treiben. Das ist doch kein Alleinstellungsmerkmal 
mehr der Grünen, überhaupt nicht. Das treiben wir 
gemeinsam voran, alle Fraktionen hier, fast alle 
gleichermaßen. Wenn wir mal – das ist vielleicht ein 
fairer Vergleich – alle Bundesländer vergleichen, wer 
denn was beim Klimaschutz tut – immerhin sitzen in 
11 Landesregierungen auch die Grünen –, dann stel-
len wir fest, dass kein Bundesland in Deutschland 
mehr erreicht, nicht mal Baden-Württemberg mit ei-
nem grünen Ministerpräsidenten. Also verzichten Sie 
doch bitte auf das Märchen, das Sie uns hier sugge-
rieren wollen, die Grünen würden beim Klimaschutz 
mehr wollen – das stimmt nicht, das wollen wir alle –, 
und sie würden auch mehr erreichen, denn dort, wo 
Sie Verantwortung haben, erreichen Sie nicht mehr, 
liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Zweiter Punkt neben Klimaschutz ist Helfen. Das 
steht jetzt im Mittelpunkt, absolut. Der Bund muss 
konkret handeln und schnell werden. Die Sondersit-
zung im Bundestag, Bundesrat muss stattfinden. Der 
NRW-Beauftrage muss Wiederaufbau koordinieren. 
Es bedarf einfacher Genehmigungsabläufe. Auch 
das hat Bodo Löttgen schon gesagt.  

Und wir müssen jetzt auch Möglichkeiten, die sich 
aus einer Katastrophe ergeben, auch nutzen. Wenn 
es zum Beispiel die Möglichkeit gibt, weil dort alles 
kaputt ist, die Infrastruktur neu auszubauen, dann le-
gen wir dort auch Glasfaser rein, die es da vorher gar 
nicht gab, die vielleicht jetzt auch noch gar nicht vor-
gesehen war. Aber jetzt ergibt sich die Möglichkeit. 
Also lassen Sie uns die Chance nutzen.  

Dritter und letzter Punkt: Wir müssen besser werden: 
Risikoanalyse, Maßnahmen, Strategien, Strukturen. 
Daran werden und müssen wir arbeiten, liebe Frau 
Schäffer, lieber Herr Kutschaty, sehr gerne gemein-
sam. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Rasche. – Für die AfD-Fraktion spricht 
Herr Kollege Keith. 

Andreas Keith*) (AfD): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Sehr geehrte Damen und Herren! Über 180 Tote, 
47 davon alleine aus Nordrhein-Westfalen, Straßen 
und Zugtrassen nicht mehr befahrbar, weggerissen, 
weggespült, vernichtet, Schäden in Milliardenhöhe, 
mehr als 100.000 Menschen über Tage teilweise 
ohne Strom, ohne Telefon, ohne Mobilfunk, ohne sa-
nitäre Grundversorgung, viele betroffen vom Verlust 
ihres Zuhauses, dem Ort, der wie kein anderer für 
Geborgenheit, Ruhe und Zuversicht steht, betroffen 
durch den Verlust ihres Hab und Gutes, aber auch 
immaterieller Güter wie Fotos der Kinder, Bücher, die 

alten Schallplatten, alte Liebesbriefe, Zeugnisse all 
dessen, was zum Leben dazu gehört. 

Ich erlebte es in meiner Familie hautnah. Auch meine 
Schwiegermutter war von der Außenwelt abgeschnit-
ten, auch sie ohne Strom, ohne Telefon, der Keller 
unter Wasser. Persönliche Erinnerungsstücke, die 
dort aufgehoben worden sind, sind so unwiederbring-
lich verloren. So geht es jetzt vielen Menschen an der 
Erft, der Sieg, der Agger, der Eifel, Rur, an der Lenne, 
der Volme, der Lippe, der Emscher, der Ruhr, an der 
Wupper und an vielen anderen kleinen Bächen und 
Zuflüssen in unserer Region. 

Doch neben dem ersten Eindruck von Trauer, Leid 
und Zerstörung war mein sofortiger zweiter Eindruck 
vor Ort: Wir funktionieren. Die Bürger, das Volk, es 
funktioniert. Als wir anfingen, aufzuräumen, da war in 
Leverkusen-Opladen zum Beispiel schon die 
Fanszene von Bayer Leverkusen vor Ort, übrigens, 
Herr Ministerpräsident, ganz ohne Pressetermin und 
Bilder für die „Tagesschau“. Wir haben uns einfach 
eingereiht und einen Keller nach dem anderen so gut 
es ging ausgeräumt, Sperrmüll weggetragen und 
Schlamm geschippt.  

Diese ganz persönliche Erfahrung will ich hier nicht 
schildern, um zu sagen: „Seht her, wie vorbildlich!“, 
nein, es geht mir als Mensch, als Bürger bei der Hilfe 
vor Ort um etwas Anderes. Der Gemeinschaftsgeist 
im Volk, die sofortige und selbstverständliche Hilfe 
untereinander funktioniert still und ohne Getöse. Auf 
die können wir uns, auf die können sich die Men-
schen noch immer verlassen. Diese tatkräftige Soli-
darität der Bürger untereinander ist da. Sie ist aber 
auch da, weil sie da sein muss. Sie ist da, um die 
Defizite, die Ihre Politik angerichtet hat, auszuglei-
chen und zu bewältigen.  

(Beifall von der AfD) 

Meine Damen und Herren, wenn wir heute von allen 
Rednern gehört haben, dass sie sich bedanken bei 
der Feuerwehr, dem THW, der Bundeswehr, all den 
unzähligen ehrenamtlichen Einsatzkräften sowie den 
vielen tausend freiwilligen Helfern, den Forst- und 
Landwirten, die mit schwerem Gerät teils unter Ein-
satz ihres Lebens als erste direkt geholfen haben, 
den Unternehmern, die Material und Leute zur Ver-
fügung stellten, dann ist das uneingeschränkt und 
bedingungslos richtig.  

(Beifall von der AfD)  

Danke auch für die riesige Spendenbereitschaft im 
Volk, die die 200 Millionen Euro Steuermittel, die die 
Regierung ausgeschüttet hat, verdoppelt. Hätte der 
WDR seine Berichterstattung in der Flutnacht ver-
doppelt, würde das nicht reichen, denn zweimal null 
bleibt null. Der WDR verlangt den Bürgern Milliarden 
an Zwangsgebühren ab, sein Führungspersonal wird 
fürstlich entlohnt, aber wenn es darum geht, seinen 
öffentlich-rechtlichen Auftrag zu erfüllen, so, wie er 
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im Staatsvertrag niedergeschrieben steht, wenn er 
seine Zwangsgebühren endlich mal rechtfertigen 
könnte, dann spielt er Musik aus der Playlist, anstatt 
die Bürger zu warnen, anstatt unnötige Opfer und 
Schäden zu verhindern. Es ist ein Armutszeugnis, 
was der WDR in dieser Nacht abgeliefert hat. 

(Beifall von der AfD) 

Gerade angesichts der neuerlichen Gebührenerhö-
hung muss ich erneut die Frage stellen: Für was 
denn eigentlich? 

„Unterlassene Hilfeleistung: WDR lässt den Westen 
im Stich“ – so die Überschrift des Artikels von 
Thomas Lückerath auf DWDL.de, der es eigentlich 
verdient hätte, hier in Gänze verlesen zu werden. Er 
schreibt – ich zitiere –: 

„Während die Talsperren überlaufen, mehrere 
Städte nächtliche Evakuierungen einleiten und 
Bürgerinnen und Bürger möglicherweise erstmals 
in ihrem Leben von den Sirenen des Katastro-
phenalarms aus dem Schlaf gerissen werden und 
möglicherweise verstört wissen wollen, was ge-
rade los ist – unterlässt der WDR jede Hilfeleis-
tung. Dabei war die Dramatik der Nacht abseh-
bar. Im TV läuft jedoch unbeirrt die Doku ,Vom 
Traum zum Terror – München 72ʻ, im Radio – 
etwa bei WDR 2 – die übliche Übernahme der 
ARD-Popnacht. Nicht einmal ein Laufband infor-
miert oder verweist auf den einsamen Ticker auf 
der Website. Fast drei Stunden lang spitzt sich die 
Lage zu, ohne dass der WDR in den Programmen 
berichtet.“ 

Und weiter: 

„Dabei wollte der WDR lernen aus der Berichter-
stattung vom Unwetter am Pfingstmontag 2014, 
das mehrere Menschen das Leben kostete. Kriti-
ker, darunter auch Jörg Kachelmann, hatten dem 
WDR damals“ 

– 2014, meine Damen und Herren – 

„vorgeworfen, dafür eine Mitverantwortung zu tra-
gen, weil nicht angemessen gewarnt worden sei. 
Auf Anfrage von Medienjournalist Stefan Nigge-
meier teilte damals ein WDR-Sprecher mit: ,Im 
Rückblick wäre ein Crawl am Abend im WDR-
Fernsehen besser gewesen. Das haben unsere 
Fernsehkolleginnen und -kollegen so nachbe-
sprochen und werden es künftig in vergleichbaren 
Fällen entsprechend handhaben.ʻ“ 

Sieben Jahre später, und der milliardenschwere 
WDR versagt erneut. Das ganze Versagen des WDR 
wird auch Bestandteil eines parlamentarischen Un-
tersuchungsauftrags sein, den wir als AfD-Fraktion 
zur Aufarbeitung der Flutkatastrophe fordern und be-
antragen werden, denn wir müssen jetzt endlich, an-
ders als der WDR, aus 2014 lernen: Was lief gut? 

Was lief falsch? Welche strukturellen Probleme gibt 
es, gab es? Was war individuelles Versagen? 

In Anbetracht der Tatsache, dass dieses Hochwas-
serereignis nicht das erste war, von dem die Men-
schen in Deutschland getroffen wurden, stellt sich die 
dringende Frage, warum es eigentlich so weit kom-
men musste. 

Ich finde, die noch viel dringendere Frage ist, warum 
es eine hochtechnisierte Industrienation wie 
Deutschland nicht schafft, ein umfassendes und 
funktionierendes Frühwarnsystem mit klaren Kom-
munikationsabläufen zu etablieren. 

Auf Basis des nach den verheerenden Überschwem-
mungen an Elbe und Donau im Jahr 2002 gegründe-
ten Programms EFAS, welches im Übrigen Teil des 
Copernicus-Dienstes ist, wurden mithilfe von Com-
putermodellen Überschwemmungen und Sturzfluten 
in den jetzt betroffenen Gebieten vorhergesagt. Be-
reits mehr als vier Tage vor der Katastrophe – vier 
Tage vorher, meine Damen und Herren, also am 10. 
Juli – wurde Copernikus zufolge eine erste Warnung 
an die relevanten nationalen Behörden gegeben. Bis 
zum 14. Juli gab es insgesamt mehr als 25 weitere 
Warnungen mit fortlaufend aktualisierten Vorhersa-
gen für spezifische Regionen des Rheins und der 
Maas. Ganz offensichtlich wurden diese Informatio-
nen nicht beachtet oder nicht weitergeleitet. Auch 
hier stellt sich die Frage: Warum eigentlich nicht? 
Was haben Sie eigentlich geglaubt, was angesichts 
solcher Wetterkarten und der Erfahrungen aus der 
Nacht vom 13. auf den 14. Juli in Altena und Hagen 
passiert? 

Da passt es ganz gut, was heute im Umweltaus-
schuss von einem Vertreter des Ministeriums gesagt 
worden ist: Ja, was hätten wir denn tun sollen? Hät-
ten wir die Menschen in Unruhe versetzen sollen? – 
Frau Ministerin, ich meine: Ja, lieber einmal zu viel 
Unruhe als das, was wir jetzt erlebt haben. 

(Beifall von der AfD) 

Dominik Jung vom Internetportal wetter.net spricht 
von einer „Flutkatastrophe mit Ansage“. Der Diplom-
Meteorologe weist darauf hin, dass dem Deutschen 
Wetterdienst bereits Tage vorher klar gewesen sei, 
dass – Zitat – „etwas Großes im Anmarsch ist“. Für 
die betroffenen Menschen sind diese Informationen 
ein Schlag ins Gesicht. Vier Tage Vorlaufzeit bedeu-
ten, dass es bei richtiger Einschätzung und Handha-
bung der vorliegenden Informationen vermutlich 
keine oder so gut wie keine Toten gegeben hätte. 
Vier Tage Vorlaufzeit bedeuten, dass sich die Kom-
munen auf das Hochwasser hätten vorbereiten kön-
nen, um die Schäden so gering wie möglich zu hal-
ten. Vier Tage Vorlaufzeit bedeuten weniger 
Schmerz, Elend und Verzweiflung. Bei solchen Wet-
terextremen zählen nicht Tage, sondern es zählt jede 
einzelne Stunde. Mit Blick auf die Vorbereitungen, 
die die Gemeinden hätten in die Wege leiten müs-
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sen, ergibt sich eine weitere Frage: Warum waren die 
Talsperren vor dem Unwetter dermaßen gefüllt? 

Außerdem ist es vollkommen unverständlich, warum 
Cell Broadcast, trotz des Wissens um die techni-
schen Möglichkeiten, nicht schon vor der Flutkata-
strophe eingeführt wurde. Unsere Nachbarn in den 
Niederlanden zum Beispiel haben ein solches Sys-
tem bereits etabliert. Dort können über 90 % der Be-
völkerung per Cell Broadcast vor möglichen Kata-
strophen gewarnt werden. Welche Verantwortung 
lag hier bei der Landesregierung? Wie viele Tote hät-
ten bei richtigem Handeln verhindert und wie viele 
Existenzen gerettet werden können? Mindestens 
aber stellt sich die Frage: Wie viele können wir bei 
der nächsten Flut durch diese Erkenntnisse besser 
schützen? Und: Warum wurde der Koordinierungs-
stab erst am Mittwoch, den 14. Juli 2021, einberufen 
und nicht viel früher ein Krisenstab, obwohl schon am 
Sonntag, den 11. Juli 2021, die Unwetterwarnungen 
regional eingegrenzt und mit den entsprechenden 
Niederschlagsmengen bekannt wurden? 

Das Bild, das Sie abgegeben haben, Herr Minister 
Reul, ist wieder einmal, um es diplomatisch zu for-
mulieren, alles andere als glücklich. 

Allein die wenigen von mir vorgetragenen und aufge-
rufenen Fragen machen deutlich: Wenn wir die Bür-
ger besser schützen wollen, müssen wir die ver-
schiedenen Sachverhalte parlamentarisch aufklären. 
Wir brauchen also einen Parlamentarischen Unter-
suchungsausschuss. Gerne können wir die vielen 
Fragen, die von Herrn Kutschaty und Frau Schäffer 
aufgeworfen worden sind, in unseren PUA mit einflie-
ßen lassen. Ich bin froh, dass die Kollegen aus Rhein-
land-Pfalz, insbesondere von der CDU, einen Parla-
mentarischen Untersuchungsausschuss in Rhein-
land-Pfalz beantragt haben. Wir laden Sie dazu ein, 
mit uns gemeinsam Fragen zu erarbeiten und diesen 
Parlamentarischen Untersuchungsausschuss einzu-
richten. 

(Beifall von der AfD) 

Wir haben es hier mit einer Jahrhundertflut zu tun, 
wie wir sie – der Name sagt es schon – immer wieder 
haben: 1804, 1910, 2021 – um nur die Ahr zu neh-
men. Wenn es 2021 etwas spezifisch Neues geben 
sollte, was die Wetterbedingungen angeht, müssen 
wir als Gesellschaft und hier im Hause als Politik uns 
darauf einstellen. Aber durch Ihre bisherige Politik 
versagen die Systeme schon bei Grundsätzlichem. 
Es ist merkwürdig, Frau Schäffer, dass Sie gerade 
ansprachen, dass der Katastrophenschutz ausge-
baut werden und man mehr investieren solle. – Ich 
denke, dass gerade bei Ihnen, bei den Grünen, viele 
Personen sind, die solche Übungen und Maßnah-
men eben nicht befürworten. 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Nach mehrmaligem Verschieben wurde der erste 
bundesweite Warntag am 10. September 2020 
durchgeführt. Er wurde zu einem kompletten Reinfall. 
Herr Reul, Sie können sich nicht einfach aus der Ver-
antwortung stehlen. Sie haben gewusst, dass die 
Warnung der Bevölkerung nicht richtig funktioniert, 
die Krisenkommunikation nicht rundläuft und der Ka-
tastrophenschutz mangelhaft ist. Die Vorlage 
17/3871 ist ein Offenbarungseid. Hätten Sie als In-
nenminister das mit gebotener Ernsthaftigkeit gese-
hen und Tempo für ein tragfähiges System gemacht, 
müssten wir heute womöglich deutlich weniger Opfer 
beklagen.  

Herr Innenminister, Sie sagten in der Landespresse-
konferenz:  

„Das Wesen von Katastrophen ist, dass sie nicht 
vorhersehbar sind. Das Wesen von Naturkata-
strophen ist, dass sie erst recht nicht vorherseh-
bar sind.“ 

Das stimmt doch nicht; das ist doch einfach – ich 
kann es leider nicht anders sagen nach all den vor-
liegenden Informationen – Geschwätz. Sie wussten, 
was sich in der Nacht vom 13. auf den 14. Juli in 
Altena und Hagen abgespielt hat. Sie wussten, dass 
die Talsperren bis zum Anschlag gefüllt waren. Sie 
wussten, dass die Böden vom Regen der vergange-
nen Tage völlig gesättigt waren. Sie wussten um die 
Wettervorhersagen, die weitere unwetterartige Re-
genfälle – und das regional schon sehr genau einge-
grenzt – vorhersagten. 

(Der Redner hält ein DIN-A4-Blatt hoch.) 

– Anderes lässt sich anhand dieser Karte nicht erklä-
ren. 

Trotz all dieser Informationen wurde lediglich ein Ko-
ordinierungsstab eingesetzt, der nach Ihren Aussa-
gen in der Sondersitzung des Innenausschusses – 
Zitat – wie eine Eins läuft. Angesichts von 47 Todes-
opfern können wir nicht feststellen, dass die Arbeit 
des Krisen- und Koordinierungsstab wie eine Eins 
gelaufen ist. 

Ob Erdbeben, Vulkanausbrüche oder Starkregen: Al-
les ist an und für sich ein Naturereignis. Wer aber das 
Land nicht darauf vorbereitet, macht aus einem Na-
turereignis eine Naturkatastrophe.  

Hier wird auch der Unterschied zwischen uns und 
den Grünen sehr deutlich: Während Sie sofort dabei 
sind, eine Naturkatastrophe in Ihre ideologische 
Weltsicht zu framen, ja, das Leid der Menschen für 
Ihre Weltuntergangsszenarien zu instrumentalisie-
ren,  

(Zuruf von Arndt Klocke [GRÜNE]) 

geht es uns, der AfD, um weitsichtige und pragmati-
sche Lösungen für die Menschen. 

(Beifall von der AfD) 
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Ihr wolkiges und abstraktes Klimagerede steht unse-
rem ganz konkreten Schutz der Menschen vor 
schweren Naturereignissen gegenüber.  

Wir können diesen Gegensatz auch ganz konkret 
machen: 2018 waren wir anders als viele von Ihnen, 
deren Parteien hier schon vertreten waren, erst seit 
einem Jahr im Parlament und haben schon damals 
20 Millionen Euro für den Hochwasserschutz gefor-
dert und beantragt. Wir haben auf die Gefahren und 
die Dringlichkeit hingewiesen. Sie alle haben unse-
ren Antrag abgelehnt: SPD, Grüne, CDU und FDP. 

Frau Brems von den Grünen verstieg sich sogar 
dazu, den Antrag als – Zitat – „Realsatire“ und „Alu-
hut-Antrag der Rechtspopulisten und Klimawandel-
leugner“ zu titulieren. 

(Helmut Seifen [AfD]: Unglaublich!) 

Was aber leider tatsächlich die bittere Realsatire ist – Frau 
Brems, da brauchen Sie gar nicht so zu lachen –, das 
hat sich nun gezeigt. Die Aluhüte müssen sich jetzt 
wohl andere aufsetzen. Ich will gar nicht wissen, was 
alleine durch diesen Antrag hätte verhindert werden 
können. Ihre Ablehnung, Ihre Ignoranz hat jedenfalls 
niemandem geholfen; so viel ist sicher. 

(Beifall von der AfD) 

Sicher ist auch: Wir müssen den Katastrophenschutz 
endlich wieder üben, üben, üben. Sirenen müssen 
funktionieren und Lautsprecherwagen vorgehalten 
werden. Die Ablaufpläne auch und gerade in den 
Führungsebenen müssen trainiert werden. Ihr Ab- 
und Rückbau dieser Vorsorgemaßnahmen rächt sich 
nun; das haben wir Ihnen in den letzten Jahren im-
mer wieder gesagt. Ich kann nur hoffen, dass Sie aus 
dem Schaden für die Bürger nun endlich klug wer-
den. 

Deutschland ist das Land – und wir sind leider auf 
dem Weg, das es das war –, das weltweit dafür 
stand, dass wir organisieren, bauen, erfinden und an-
packen können, termintreu und auf höchstem Ni-
veau. Mindestens dort, wo der Staat durch die etab-
lierten Parteien etwas zu sagen hat, geht es damit 
immer weiter zurück: Berliner Flughafen, Leverkuse-
ner Brücke, Stuttgart 21, die Oper in Köln, Sanie-
rungsstau an Brücken und Straßen, wohin man sieht; 
die Liste wäre endlos fortzuführen. Das gilt auch 
beim Katastrophenschutz.  

In einem Land, das Staatsmänner wie Otto von Bis-
marck, Gustav Stresemann, Konrad Adenauer und 
Helmut Schmidt hervorgebracht hat, wollen nun 
Kanzlerkandidaten die Geschicke lenken, die in ihren 
Büchern abschreiben, deren Lebensläufe unklar 
sind, die anlässlich der Flutkatastrophe lachen und 
denen es um Gendersternchen und anderen Firle-
fanz geht. 

Es wird Zeit, dass wir uns endlich wieder um normale 
Zustände bemühen und dass wir den Anspruch, den 

wir als Deutsche haben, wieder einlösen, denn – das 
wird gerne vergessen – darauf basieren unser Wohl-
stand, unser Sozialstaat, unser Ansehen in der Welt 
und auch unsere Sicherheit. 

Seit Anbeginn der Menschheit sind wir herausgefor-
dert, Naturereignisse nicht zu Naturkatastrophen 
werden zu lassen. Immer wieder müssen wir neu jus-
tieren, adaptieren und modifizieren. In der Moderne 
übernimmt der Staat dabei wesentliche Aufgaben. 
Der Staatsfunk WDR hat nachweislich versagt. Das 
Handeln der Landesregierung wirft mehr als nur er-
hebliche Fragen auf. Die AfD steht hingegen dafür, 
die Kernaufgaben des Staates abzuleisten. 

Die Flutkatastrophe in der Nacht vom 14. auf den 15. 
Juli dieses Jahres vereint heute das Parlament von 
AfD bis SPD in seiner Anteilnahme und seinem Mit-
gefühl. Das ist gut und richtig. Das ist menschlich, 
und das steht in dieser Stunde selbstverständlich 
emotional im Vordergrund. 

Ich hoffe aber auch, dass sich diese Einigkeit in der 
Aufarbeitung der Fehler erhalten lässt; denn nur 
durch eine klare Analyse sowohl der strukturellen als 
auch der individuellen Schwachstellen lässt sich 
zwar nicht das nächste Hochwasser, aber lassen 
sich eben dessen Folgen für das Hab und Gut der 
Menschen bewerkstelligen. Ja, das wird für viele 
über Leben und Tod entscheiden. 

Ich werde Sie daran erinnern, wenn wir unseren An-
trag für den dringend notwendigen Parlamentari-
schen Untersuchungsausschuss einbringen. Dann 
werden wir sehen, ob es heute nur um eine weitere 
Sondersitzung samt Gedenkminute ging, oder ob wir 
alle es in Zukunft besser machen wollen. Für meine 
Fraktion kann ich Ihnen nur sagen: Wir wollen. – Vie-
len Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Keith. – Meine sehr verehrten Da-
men und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Weitere Wortmeldungen liegen zum Tagesord-
nungspunkt 1 nicht vor. Ein Blick in die Runde zeigt: 
Das bleibt auch so. Damit schließe ich die Ausspra-
che zur Unterrichtung durch die Landesregierung. 

Ich rufe auf: 

2 Entwurf einer Verordnung über besondere haus-
haltsrechtliche Verfahrensweisen aufgrund des 
Hochwassers Juli 2021 

Vorlage 17/5483 

Das Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und 
Gleichstellung ist gemäß § 96a der Gemeindeord-
nung Nordrhein-Westfalen ermächtigt, in Ausnahme-
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fällen wie zum Beispiel in Katastrophenfällen abwei-
chende haushaltsrechtliche Verfahrensweisen durch 
Rechtsverordnung zu regeln. Eine solche Verord-
nung bedarf der Zustimmung des Landtags. 

Eine Aussprache dazu ist nicht vorgesehen, sodass 
ich unmittelbar zur Abstimmung über die Zustim-
mung zum Verordnungsentwurf in der Vorlage 
17/5483 komme. Ich frage, wer diese Zustimmung 
erteilen möchte. – Das sind die Abgeordneten der 
Fraktion der CDU, der Fraktion der SPD, der Fraktion 
der FDP, der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und 
der Fraktion der AfD. Gibt es Kolleginnen und Kolle-
gen, die dagegenstimmen wollen? – Das ist nicht der 
Fall. Gibt es im Hohen Hause Enthaltungen? – Auch 
das ist nicht der Fall. Damit ist die Zustimmung zum 
Verordnungsentwurf mit der Vorlage 17/5483 ein-
stimmig erteilt. 

Damit sind wir am Ende der heutigen Sitzung. Ich 
wünsche Ihnen noch einen arbeitsreichen, aber an-
genehmen Tag. Wir sehen uns morgen wieder. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

Schluss: 16:08 Uhr 

_______________________________________ 

*) Von der Rednerin bzw. dem Redner nicht  
überprüft (§ 102 GeschO) 

Dieser Vermerk gilt für alle in diesem Plenarprotokoll 
so gekennzeichneten Rednerinnen und Redner. 


